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wenn wir im Jahre 2030 zurückblicken und 
die Entwicklung des Wirtschaftsstandorts 
Deutschland in den Fokus nehmen, wird es 
höchstwahrscheinlich zwei Betrachtungs-
zeiträume geben: VOR und NACH der Co-
rona-Krise. In dieser Gegenüberstellung 
wird deutlich zu Tage treten, dass der ver-
meintliche Wohlstand, auf dem wir uns in 
Deutschland bis zum Jahre 2020 ausgeruht 
hatten, äußerst trügerisch war. Wir lebten 
von der Substanz und waren nicht bereit 
für durchgreifende und entscheidende 
Veränderungen.
Diese These habe ich bereits in den letzten 
zwei Jahren vertreten und musste dafür oft 
herbe Kritik einstecken und mir Zynismus 
vorwerfen lassen. Vor dem Hintergrund 
der aktuellen Entwicklungen bleibe ich je-
doch dabei: „Uns geht es viel zu gut, und 
aus diesem Grund sind wir nicht zu ent-
scheidenden Veränderungen bereit.“ 
Tatsächlich befindet sich die Wirtschafts-
leistung in Deutschland längst auf einem 
absteigenden Ast. Vor dem Hintergrund 
des weltweiten Wirtschaftsrankings der 
letzten Jahre betrachtet, lässt sich fest-
stellen, dass sich die Probleme für den 
Wirtschaftsstandort Deutschland schon 
über Jahre abzeichnen. Zwar entwickelte 
sich die Wirtschaft in Deutschland trotz 
des sich verschlechternden weltwirt-
schaftlichen Klimas bis zur Corona-Krise 
robust, jedoch lässt unsere Wettbewerbs-
fähigkeit sukzessive nach. 
Dies zeigt auch das Wettbewerbsranking 
des renommierten Lausanner International 
Institute for Management Development 
(IMD). Hier liegt Deutschland nur noch 
auf Rang 17 weltweit. Im Jahr 2014 sah 
dies noch ganz anders aus. Da belegte der 
Wirtschaftsstandort Deutschland einen 
ordentlichen sechsten Rang. Seitdem be-
findet sich Deutschland in einem steilen 
Abwärtstrend. Die deutsche Wirtschafts- 

und Finanzpolitik muss sich deshalb fragen 
lassen: Wurden die Warnsignale erkannt? 
Handeln die Politiker dementsprechend 
zukunftsorientiert? Leider ist festzu-
stellen, dass dem nicht so ist und die Poli-
tik weitgehend passiv geblieben ist. 
Vor der Corona-Krise war seitens der deut-
schen Politik keine Reaktion zu sehen. Die 
Experten des Handelsblatt Research Insti-
tuts diagnostizierten der deutschen Wirt-
schafts- und Finanzpolitik eine gewisse 
Zukunftsblindheit. Wichtige Reformen 
kommen nicht voran. Eine Stärkung der 
Binnennachfrage, die aktuell überwiegend 
das Wachstum treibt, bleibt aus. Außer-
dem gilt es, die Unternehmenssteuern zu 
senken und kräftig in das Bildungssystem 
zu investieren. Die Digitalisierung steckt 
oft noch in den Kinderschuhen und eine 
öffentliche Förderung bleibt aus. Es bleibt 
abzuwarten, ob durch die Corona-Krise 
endlich das längst überfällige nachhaltige 
und radikale Umdenken der deutschen 
Politik eingeleitet wird. 
Zumindest hat uns die aktuelle Krise be-
reits deutlich aufgezeigt, auf welch dün-
nem Eis wir uns bewegen, wenn wir nicht 
die entsprechenden Rahmenbedingungen 
schaffen, um uns die nötige Unabhängig-
keit vom Weltmarkt zu sichern. 
Wir sollten dafür Sorge tragen, dass wir auch 
in Zukunft Waren, die im Krisenfall für unser 
Überleben notwendig sind, in Deutschland 
produzieren. Unsere Abhängigkeit beispiels-
weise im Bereich der Medikamente – Stich-
wort: Antibiotika – vom asiatischen Markt, 
führt uns dies deutlich vor Augen. Ein Anti-
biotikum, das wir derzeit für 21 Euro auf dem 
asiatischen Markt einkaufen, würde auch in 
deutscher Herstellung lediglich 26 Euro kos-
ten. Sind uns diese 5 Euro unser Überleben 
nicht wert? Fragen wie diese gilt es zu be-
antworten, wenn wir den Wirtschaftsstand-
ort Deutschland betrachten.

Wir brauchen endlich eine längst über-
fällige Unternehmenssteuerreform und 
attraktive Anreize, um sicherzustellen, 
dass gezielt in zukunftsorientierte und 
innovative Projekte und Produkte in-
vestiert wird. Lediglich im „Gießkannen-
Prinzip“ zu Wahlkampfzeiten Wohltaten 
zu verteilen, bringt nicht wirklich weiter, 
sondern belastet nur die nächste Genera-
tion. Dies zeigt sich unter anderem auch 
am Beispiel des von der Bundesregierung 
verabschiedeten Klimaschutzpakets. 
Deutschland wird mit diesem die EU-Vor-
gaben nicht erreichen und muss mit hohen 
Kosten rechnen, um Verschmutzungs-
rechte anderer Staaten zu kaufen. Die 
Erhöhung des CO2-Preises stellt eine 
deutliche Zusatzbelastung für viele Unter-
nehmen dar, da die Kosten für Energie er-
heblich steigen werden. Industriebetriebe, 
Logistiker und Airlines sind besonders be-
troffen, da sie auf den Einsatz von fossilen 
Kraftstoffen angewiesen sind. Es handelt 
sich um einen gewollten Kostenschub, der 
Leistungen mit hoher CO2-Emission ver-
teuert. Die Entlastung für den privaten 
Haushalt über den Strompreis steht ver-
mutlich nicht im Verhältnis zu den steigen-
den Preisen. Für mich ein weiterer Beweis 
dafür, wie durch passive Politik die Zu-
kunftschancen des Standorts Deutschland 
in Frage gestellt werden. 

Oliver Zander
MIT-Landesvorsitzender

Oliver Zander

Vorwort

Liebe MIT-Leser,

Neue Weichen stellen für den 
Wirtschaftsstandort  
Deutschland
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Thomas Bareiß MdB

Ein Aufbruchspaket für den 
Wirtschaftsstandort  
Deutschland

Einen Artikel mit dem einleitenden Satz 
„die ökonomische Lage ist sehr ernst“ zu 
beginnen, missfällt einem Wirtschafts-
politiker wie mir, der in den letzten Wo-
chen und Monaten rund um die Uhr im 
Einsatz für den Mittelstand und unsere 
deutsche Wirtschaft war. Aber dennoch 
muss man es deutlich sagen: Wir befinden 
uns in der größten Rezession, an die sich 
unsere Generation erinnern kann. Einer 
Rezession für Deutschland und Europa, 
die alles in den Schatten stellt, was wir 
in den letzten 50 Jahren erlebt haben. 
Aus den unzähligen Gesprächen mit 
Unternehmern, Soloselbstständigen und 
Branchenvertretern weiß ich, für viele 
ist die Lage prekär, und die Corona-Pan-
demie hat einzelne Unternehmen und 
ganze Branchen an den Rand ihrer Exis-
tenz getrieben. 

Die einzige Chance – die Krise umzu-
kehren und gestärkt aus ihr hervorzu-
gehen –  bedeutet harte Arbeit, sinn-
volle Innovation und entscheidende 

Investitionen in die Zukunft. Den ent-
scheidenden Impuls hierfür wollen wir 
durch das umfangreiche Konjunktur- und 
Zukunftspaket mit einem Volumen von 
130 Milliarden Euro setzen.  Es ist ein 
absolutes Kraftpaket und damit ein wei-
terer Rekord nach dem ersten Rettungs-
schirm mit über 150 Milliarden Euro. 
Es ist das umfassendste Konjunktur-
programm seit dem Zweiten Weltkrieg. 
Wir wollen mit dem Programm ganz klar 
einen Modernisierungsschub auslösen. 
Investiert werden soll vor allem in Inno-
vationen. Damit wollen wir die Zeichen 
auf Aufbruch aus der Krise stellen. 

In jeder Krise stecken auch Chancen. 
Diese Chancen wollen wir entschlossen 
ergreifen, um unser Land nach vorne 
zu bringen, lang bestehende Brem-
sen zu lösen, Familien zu unter-
stützen, gute Jobs zu sichern, zukunfts-
sichere Arbeitsplätze zu schaffen und 
Deutschland insgesamt innovativer, 
klimafreundlicher und wettbewerbs-

fähiger zu machen. Gerade für den 
Mittelstand in Baden-Württemberg 
bringt das Paket ganz konkrete positi-
ve Effekte und Chancen mit sich - mit 
einem klaren Fokus auf Zukunfts-
investitionen, mit Entlastung und An-
reizen für alle Bürger sowie Betriebe 
durch Steuererleichterungen, Decke-
lung von Sozialabgaben und Reduzie-
rung von Energiekosten.

Bei der Erarbeitung weiterer Hilfspro-
gramme zur Existenzsicherung unseres 
baden-württembergischen Rückgrats 
waren die Überbrückungsmaßnahmen 
für unseren Mittelstand ein Schwer-
punkt. Zu unseren bisherigen ge-
leisteten Maßnahmen werden wir 
insbesondere kleine und mittel-
ständische Unternehmen durch ein 
Überbrückungsprogramm in Höhe von 
25 Mrd. Euro unterstützen. Die Über-
brückungshilfe wird für die Monate Juni 
bis August gewährt. Sie gilt branchen-
übergreifend, wobei den Besonder-
heiten der am stärksten betroffenen 
Branchen wie Hotel- und Gaststätten-
gewerbe, Caterer, Kneipen, Clubs und 
Bars, als Sozialunternehmen geführte 
Übernachtungsstätten wie Jugend-
herbergen, Schullandheime, Trägern 
von Jugendeinrichtungen des inter-
nationalen Jugendaustauschs, Ein-
richtungen der Behindertenhilfe, Reise-
büros, Profisportvereinen der unteren 

Thomas Bareiß MdB, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Wirtschaft 
und Energie und Mittelstandsbeauftragter der 
Bundesregierung

Schwerpunkt
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Ligen, Schaustellern, Unternehmen der 
Veranstaltungslogistik sowie Unter-
nehmen im Bereich um Messever-
anstaltungen angemessen Rechnung 
getragen wird. 

Zur Stärkung der Binnennachfrage und 
um den Konsum in Deutschland anzu-
kurbeln, wird befristet vom 1. Juli bis 
zum 31. Dezember 2020 der Mehrwert-
steuersatz von 19 % auf 16 % und der 
ermäßigte von 7 % auf 5 % gesenkt. 
Der steuerliche Verlustrücktrag wird - 
gesetzlich - für die Jahre 2020 und 2021 
auf maximal 5 Mio. Euro bzw. 10 Mio. 
Euro (bei Zusammenveranlagung) er-
weitert. Damit können Unternehmen 
ihre Verluste leichter geltend machen. Im 
Rahmen einer „Sozialgarantie 2021“ wer-
den die Sozialversicherungsbeiträge bei 
maximal 40 % des Bruttoeinkommens - 
hälftig zu tragen von Arbeitnehmern und 
Arbeitgebern – gedeckelt und bleiben so 
berechenbar, was auch besonders für die 
Planungssicherheit in Unternehmen ent-
scheidend ist. Darüber hinaus werden 
durch zusätzliche Mittel in den EEG-Topf 
Energiekosten gebremst. Als ein weiterer 
steuerlicher Investitionsanreiz wird eine 
degressive  Abschreibung für Abnutzung 
(AfA) mit dem Faktor 2,5 gegenüber der 

derzeit geltenden AfA und maximal 25 % 
pro Jahr für bewegliche Wirtschaftsgüter 
des Anlagevermögens in den Steuer-
jahren 2020 und 2021 eingeführt.

Um den Modernisierungsschub aus-
zulösen, werden wir mit einem 50 
Mrd. Euro schweren Zukunftspaket 
in Forschung und Entwicklung von 
Technologien der Zukunft, in denen 
Deutschland einen Spitzenplatz ein-
nehmen soll, investieren. Dazu zählen 
Künstliche Intelligenz, Klimatechno-
logien, Wasserstoffstrategie, E-Mobili-
tät, Quantenforschung und andere. Vor 
allem bei der Wasserstofftechnik soll 
Deutschland zum Ausrüster der Welt 
werden. Hierbei ist das Potenzial, eine 
Vorreiterrolle zu übernehmen, be-
sonders für den Industrie- und Techno-
logiestandort Baden-Württemberg 
enorm. Zusätzlich wollen wir den 5G-
Ausbau massiv beschleunigen und bis 
2025 ein flächendeckendes 5G-Netz in 
ganz Deutschland aufbauen. Ein wei-
terer wichtiger Baustein im Bereich 
der Mobilität bildet das „Flottenaus-
tauschprogramm“ für den Austausch 
von Nutzfahrzeugen in Elektronutz-
fahrzeuge für soziale Dienste, Hand-
werksbetriebe und KMU bis 7,5t. 

Diese Maßnahmen im Aufbruchspaket 
sorgen dafür, dass wir einen wichtigen 
Grundstein für den Neustart der Wirt-
schaft legen.  Dabei ist eine Stärke, 
die uns zugute kommt, um diese Krise 
zu meistern, besonders die mittel-
ständische Struktur und die Familien-
unternehmen in Baden-Württemberg. 
Hinzu kommt auch, dass durch die 
Haushaltskonsolidierung in den ver-
gangenen Jahren wir uns als Land 
diese Spielräume erarbeitet haben, 
um die uns jetzt andere Staaten be-
neiden. Allerdings müssen wir bereits 
heute den Schuldenabbau im Auge be-
halten. Unser Ziel ist es, die Staatsver-
schuldung im Jahr 2030 wieder auf den 
Stand der Vor-Corona-Zeit abzubauen. 
Die Politik der schwarzen Null zahlt sich 
jetzt in der Krise aus und angesichts 
der schwierigen wirtschaftlichen Lage, 
in die uns die Pandemie gebracht hat, 
gilt es, entschlossen zu handeln. Das ist 
unser Fahrplan, mit dem Deutschland 
gestärkt aus der Krise hervorgehen und 
ein lebenswertes und wirtschaftlich 
starkes Land bleiben soll. 

Thomas Bareiß MdB,

thomas.bareiss@bundestag.de,

www.thomas-bareiss.de  
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Steffen Bilger MdB 

Nationale Wasserstoff-
strategie der Bundesregierung:  
Wasserstoff ist im Verkehr  
ein Energieträger mit Zukunft

Mobilität der Zukunft - wie wird sie wohl 
aussehen? Für mich ist klar: Wasserstoff 
wird eine große Rolle spielen. Noch vor 
wenigen Jahren gaben die Skeptiker den 
Ton an: Die Grünen (und das Bundes-
umweltministerium) wollten keine 
Wasserstoff-Mobilität auf den Straßen, 
weil sie ausschließlich auf die Batterie 
setzten (und wohl befürchten, dass nach-
haltige Lösungen für Pkw ihren Kampf 
gegen die Individualmobilität torpedie-
ren). Wenn man sich heute anlässlich 
der Präsentation der Nationalen Wasser-
stoffstrategie die positiven Bewertungen 
anschaut, ist man fast verwundert, wie 
schnell sich der Wind gedreht hat. Wie 
kam es dazu? Mein Kollege Thomas Bareiß 
aus dem Bundeswirtschaftsministerium 
und ich erkannten vor gut einem Jahr, 
dass die Wasserstofftechnologie mehr 
politische und finanzielle Unterstützung 
benötigt, wenn wir eine gute industrielle 

Zukunft sichern und ohne Gefährdung 
des Wirtschaftsstandorts Deutschland 
die Klimaziele erreichen wollen. Wichtig 
dafür war und ist ein gemeinsames Han-
deln der Bundesregierung, weshalb wir 
uns auf den Weg machten und für eine 
Nationale Wasserstoffstrategie warben. 
Unsere beiden Minister waren schnell 
überzeugt und dann schlossen sich immer 
mehr andere Bundesministerien an. In 
den darauffolgenden Monaten wurde in-
tensiv gearbeitet und nun liegt ein durch 
das Konjunkturpaket mit Milliarden-
summen hinterlegter nationaler Plan für 
den Ausbau der Wasserstofftechnologie 
und deren Anwendung in verschiedenen 
Bereichen vor. Im Bundesministerium 
für Verkehr und digitale Infrastruktur 
(BMVI) hat der Wasserstoff schon lange 
Unterstützung. Unsere Aufgabe ist es 
beispielsweise schon seit vielen Jahren, 
ein Tankstellennetz aufzubauen. Mit fast 

100 Wasserstoff-Tankstellen haben wir 
ein zu kleines, aber doch mit Abstand das 
größte Tankstellennetz Europas. 

Uns ist schon seit Langem bewusst, dass 
Wasserstoff ein wichtiger Baustein für 
nachhaltige, klimafreundliche Mobili-
tät ist. Damit Wasserstoff-Mobilität 
ihren Beitrag zur Erreichung der Klima-
schutzziele im Verkehr leisten kann, 
brauchen wir hinreichende Mengen 
grünen Wasserstoffs - also regenerativ 
erzeugten - für Verkehrsanwendungen. 
Um dies zu gewährleisten, und da sich 
Fragen der Wasserstoff-Erzeugung und 
der Anwendungen nicht von den Fragen 

Steffen Bilger MdB, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Verkehr und 
digitale Infrastruktur 

Schwerpunkt
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der Netze, der Importmöglichkeiten oder Sicherheit trennen 
lassen, bedarf es der Bündelung und Abstimmung der Aktivi-
täten verschiedener Sektoren und Ressorts in einer Nationalen 
Wasserstoffstrategie. 

2006 startete das Bundesverkehrsministerium mit Beginn des 
Nationalen Innovationsprogramms Wasserstoff- und Brenn-
stoffzellentechnologie (NIP) die Förderung von Forschung und 
Entwicklung sowie die Marktaktivierung der Wasserstoff- und 
Brennstoffzelle, inklusive der notwendigen Infrastruktur für 
Fahrzeuge. 2008 haben wir die Nationale Organisation Wasser-
stoff- und Brennstoffzellentechnologie (NOW GmbH) ge-
gründet, die das NIP-Förderprogramm koordiniert. Insgesamt 
sind bislang über 760 Mio. Euro BMVI-Fördermittel in diesen 
Bereich geflossen. Allein seit 2016 wurden im NIP über 300 
Mio. Euro Fördermittel durch das BMVI in den verschiedenen 
Bereichen und Anwendungen zur Verfügung gestellt. Diese 
Mittel verteilen sich auf über 160 Antragsteller in mehr als 260 
Projekten. Gefördert wurden dabei z. B. 647 Pkw und 79 Busse 
mit Wasserstoff/Brennstoffzellenantrieb, 46 Wasserstoff-
tankstellen für Straßenfahrzeuge und 37 Züge inkl. der ent-
sprechenden Wasserstofftankstellen. 

Hier wird deutlich: Wasserstoff hat im Verkehrssektor großes 
Potenzial, und erste Produkte sind vorhanden. Nun geht es 
darum, die Produktionszahlen zu steigern und so Skaleneffekte 
in der industriellen Fertigung zu erzielen. Vor allem bei schwe-
ren Fahrzeugen, bei denen der batteriebetriebene Antrieb nicht 
geeignet ist - also zum Beispiel bei Bussen und Zügen, bei Lkw 
oder bei Nutzfahrzeugen auf dem Bau und in der Landwirt-
schaft. Aber auch im Pkw-Bereich kann der Einsatz von Wasser-
stoff sinnvoll sein, zum Beispiel, wenn es um lange Strecken 
und große Fahrzeuge geht. Auch insbesondere im Luft- und 
Seeverkehr wird sich die Nachfrage entwickeln. Denn in diesen 
Bereichen wird die Dekarbonisierung nur mit klimaneutralen 
Treibstoffen gelingen. Kurzum: Wasserstoff ergänzt - quer über 
alle Verkehrsträger hinweg - andere alternative Antriebsformen 
sinnvoll und klimafreundlich. 
Deshalb verfolgen wir im BMVI seit vielen Jahren einen techno-
logieoffenen Ansatz und fördern übergreifend. Daran knüpfen 
wir mit der Nationalen Wasserstoffstrategie an und machen 
jetzt noch mehr Druck - auch indem wir im Zukunftspaket des 
Konjunkturprogramms zur Bekämpfung der Corona-Folgen 
die Förderung der Wasserstoff- und Brennstoffzellentechno-
logie massiv ausweiten. Viele der Zukunftsinvestitionen zielen 
auf Nachhaltigkeit und Klimaschutz ab, kommen aber auch der 
Wirtschaft, den Unternehmen und den Arbeitnehmern zugute. 
Zum Beispiel durch die finanzielle Unterstützung beim Kauf von 
Wasserstoff-Fahrzeugen und/oder der Erstellung regionaler 
Wasserstoff-Konzepte, dem Ausbau des Tankstellennetzes oder 
durch die Förderung von Anlagen zur Produktion strombasierter 
Kraftstoffe. Darüber hinaus verstärken wir im Verkehr u. a. das 
NIP, unterstützen den Aufbau einer wettbewerbsfähigen Zu-
lieferindustrie - u. a. indem wir in Deutschland die Produktion 
von Brennstoffzellenstapeln in Großserie ermöglichen - und 
streben eine internationale Harmonisierung der Standards z. B. 
zum Betanken an. 

Ich bin überzeugt: Der Einsatz von grünem Wasserstoff bei der 
Produktion von Kraftstoffen ist sinnvoll und trägt dazu bei, die 
vom Verkehr verursachten Treibhausgas-Emissionen zu reduzie-
ren. Deshalb werden wir die nationale Umsetzung der Erneuer-
bare-Energien-Richtlinie (RED II) nutzen, damit dieser Einsatz von 
grünem Wasserstoff künftig auf die Treibhausminderungsquote 
angerechnet werden kann. Auf diese Weise setzen wir konkrete 
Anreize, in Elektrolyseanlagen zur Produktion von Wasserstoff zu 
investieren. 

Mit unserer Strategie und darin zusammengefassten Fördermaß-
nahmen schaffen wir als Bundesregierung einen verlässlichen 
Rahmen für Unternehmen und Kommunen für den Einsatz von 
Wasserstoff im Verkehr, machen Investitionsentscheidungen 
besser planbar und schieben die Entwicklung aktiv an. Jetzt sind 
aber auch Industrie und Hersteller gefragt. Wenn ich mir zum 
Beispiel den Lkw- und Busbereich ansehe, kann ich nur sagen: Da 
muss mehr passieren! Wir brauchen in Deutschland und Europa 
deutlich mehr Produkte, die es mit der Konkurrenz aufnehmen 
können. Die Innovationen müssen raus aus dem Forschungslabor 
und rein ins reale Leben. Die Erfahrung zeigt: Genau das schafft 
die nötige Akzeptanz für Technologien. Für mich steht fest: 
Wasserstoff ist ein Energieträger mit Zukunft. 

Steffen Bilger MdB,

steffen.bilger@bmvi.bund.de,

www.steffen-bilger.de  

Schwerpunkt

Das   urfess   onzept

Konzepte für 
Heizungsanlagen

Komfort in der 
Lüftungstechnik

Nutzen durch 
Klimatechnik

Kreativität in der 
Sanitärtechnik

Kompetenz bei 
Sprinkleranlagen

Kunden-Komfort
24 Stunden

Kurfess Kontakt: 
Neuwiesenstraße 1
73312 Geislingen / Steige 
Telefon: (0 73 31) 29 – 0

info@kurfess.de
www.kurfess.de
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Mit Handwerk 2025 in die Zukunft 

Die Zukunftsinitiative unterstützt 
Betriebe auch in Krisenzeiten bei Fra-
gen rund um Personal, Strategie und 
Digitalisierung  

Auch wenn viele Betriebe noch damit 
beschäftigt sind, mit der veränderten 
Situation durch Corona umzugehen – 
gerade in Krisenzeiten ist es wichtig, 
den Blick auf die Zukunft nicht zu ver-
lieren. Und natürlich werden Klima-
schutz, E-Mobilität, digitale Platt-
formen oder der Fachkräftemangel 
auch in der „Nach-Corona“-Zeit wich-
tig sein für das Handwerk – vielleicht 
sogar wichtiger als zuvor.
Hier bietet die Zukunftsinitiative 
„Handwerk 2025“ vielfältige Unter-
stützung. Weil der Baden-Württember-
gische Handwerkstag (BWHT) und das 
Landeswirtschaftsministerium erkannt 

hatten, dass die Handwerksbetriebe 
vielfältigen Herausforderungen gegen-
überstehen, wurde vor fast drei Jahren 
„Handwerk 2025“ ins Leben gerufen. 
Die Initiative unterstützt Betriebe 
in den Themenbereichen Personal, 
Strategie und Digitalisierung mit ver-
schiedenen Angeboten. Denn im Hand-
werk fehlen beispielsweise rund 40.000 
Fachkräfte, 10.000 Lehrstellen sind zu 
besetzen und in den nächsten Jahren 
stehen rund 20.000 Betriebe zur Nach-
folge an. Ende des vergangenen Jah-
res hatte der Landtag die Fortführung 
der Initiative bis Dezember 2021 be-
schlossen und dafür rund vier Millionen 
Euro freigegeben. 

Der Schwerpunkt der Personaloffensive 
liegt auf der bundesweit einzigartigen 
Beratung zu Personalthemen bei den 

Handwerkskammern. Über 4.200 Be - 
triebe ließen sich in bis zu acht Tagen 
bis Ende 2019 beraten. Knapp die 
Hälfte der Beratungen entfiel auf 
das Thema Personalmarketing. Auch 
die Intensivberatung von „Handwerk 
2025“ ist ein Erfolgsbeispiel. Bisher 
wurden über 3.900 Beratungstage 
über die Beratungs- und Wirtschafts-
förderungsgesellschaft für Mittel-
stand und Handwerk (BWHM), einem 
Tochterunternehmen des Handwerks-
tags, in Anspruch genommen. Zu allen 
Fragen rund um Strategie und Digita-
lisierung erarbeiten Berater und Be-
trieb gemeinsam Lösungen. Das kön-
nen neue Geschäftsmodelle sein, die 
Digitalisierung von Prozessen oder die 
Formulierung einer zukunftsfähigen 
Strategie. Aber eben auch Beratung, 
wie ein Betrieb mit den Auswirkungen 

Wirtschaftsministerin Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut und BWHT-Präsident Rainer Reichhold besuchen im Februar einen Betrieb in Horb, der von der Handwerk-
2025-Intensivberatung profitiert hat.

Schwerpunkt
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der Corona-Krise am besten umgehen 
kann. 
Daneben bieten Fachverbände Erfah-
rungsaustauschgruppen und Digitali -
sierungs  werkstätten an, in denen sich 
Betriebsinhaber vertieft und teilweise 
mit Fachreferenten über besondere 
Themen austauschen. Diese Ver-
anstaltungsformate soll es künftig auch 
virtuell geben – ein Lerneffekt aus den 
vergangenen Monaten. Dazu kommen 

innovative Modellprojekte auf Seiten der 
Kammern und Verbände. Online-Platt-
formen standen hier bereits vor Corona 
hoch im Kurs. Und sicher erwarten uns 
hier in den nächsten Monaten weitere 
spannende Ideen, um das Handwerk fit 
für eine digitale Zukunft zu machen. 

Rainer Reichhold, 

info@handwerk-bw.de,

www.handwerk-bw.de  

 Logo der Zukunftsinitiative „Handwerk 2025“

Rainer Reichhold, Präsident des Baden-Würt-
tembergischen Handwerkstags (BWHT)

Schwerpunkt
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Stark in die Corona-Krise – 
noch stärker heraus!

Die besondere Wirtschaftskraft Baden-
Württembergs beruht auf einem gesun-
den Mix aus großen Konzernen mit Welt-
ruf und aus inhabergeführten kleinen und 
mittleren Unternehmen, den KMU. Viele 
KMU sind Weltmarktführer in ihrer Bran-
che und nicht selten namentlich weniger, 
ihre Produkte aber umso mehr bekannt. 
Das ist nicht neu, sondern zusammen 
mit der Südwest-Kampagne „Wir kön-
nen alles. Außer Hochdeutsch“ auch in 
vielen Köpfen quer durch die ganze Re-
publik verankert. Exportorientierung, 
Flexibilität, stetige Innovation in Produk-
tion, Produkt und Märkten bei höchster 
Qualität haben dafür gesorgt, dass es 
über mehr als eine Dekade lang nur eine 
Richtung gab – stetig bergauf. Dabei trug 
Baden-Württemberg als exportstärkstes 
Bundesland viel dazu bei, dass Deutsch-
land weltweit Spitzenplätze im Export 
belegen konnte. Die Warenausfuhr in 
Euro ist in Baden-Württemberg pro Ein-
wohner gerechnet rund 50 % höher als 
der Durchschnitt aller 16 Bundesländer. 
Rund jeder dritte Beschäftigte arbeitet 
direkt oder indirekt für den Export. In der 
Industrie ist es sogar fast jeder zweite 

Beschäftigte. Auch die Größe der schwä-
bisch-badischen Volkswirtschaft kann es 
mit ganzen europäischen Ländern auf-
nehmen, zum Beispiel Österreich oder 
Schweden.

Unser bisheriger Erfolg als international 
vernetzter Top-Standort mit „Global 
Play“ - auch in kleinen Betrieben und 
Strukturen - lässt nun aber die Brems-
effekte heftiger werden, die durch die 
Corona-Pandemie verursacht sind und 
die es einzudämmen und zu beherrschen 
gilt. Hinzu kommt, dass sich die Kon-
junktur schon im Herbst 2019 abzu-
schwächen begann. Die internationalen 
Märkte kühlten bereits vor einem Jahr ab, 
ausgelöst vor allem durch den Brexit und 
Handelsstreitigkeiten. Wie heftig die nun 
erwartete Rezession ausfallen wird, kann 
noch niemand genau sagen. 

Unsere Blitzumfragen von März bis 
Mai und die starke Nachfrage nach den 
Soforthilfen von Bund und Land zei-
gen ein düsteres Bild. Jedes dritte der 
von uns befragten Unternehmen stand 
still und vier von zehn Betrieben gaben 

an, Personal abbauen zu müssen. Über 
80 % der Unternehmen aller Branchen 
rechnen mit rückläufigen Umsätzen. In 
der Industrie sind es in toto sogar 87 %. 
Die Wertschöpfungsketten jedes vier-
ten Industriebetriebs sind gestört. Für 
viele Unternehmen und Branchen dau-
ert die Hängepartie weiter an. Zahl-
reichen Handelsbranchen, Messe- und 
Eventbusiness, Schausteller, Hotellerie, 
Gastronomie und Tourismusbranche 
drohen damit weitere massive Einbußen 
oder gar Geschäftsschließungen. Nicht 
verwunderlich, dass Reisewirtschaft und 
Gastronomie verkündeten, zu 69 bzw. 
76 % ihre Beschäftigtenzahlen reduzie-
ren zu müssen. Im Verkehrs- und Lagerei-
gewerbe will fast jedes zweite Unter-
nehmen Personal abbauen.

Auch die Corona-Soforthilfe des Landes 
spiegelt die Krise wieder: Über 240.000 
Unternehmer/-innen, Freiberufler und 
Soloselbständige mussten mit rund 2,24 
Milliarden Euro unterstützt werden. Die 
Kammerorganisation schuf dazu die 
technischen Voraussetzungen und über-
nahm mit vielen hundert Mitarbeitern 
die Vorprüfung der Anträge. Im Schicht-
betrieb rund um die Uhr und auch am 
Wochenende wurde dies bewältigt. 
Die L-Bank prüfte nochmals kurz ab-
schließend und zahlte dann die Hilfe 
aus. Man kann festhalten: Dies konnten 
alle Beteiligte nur gemeinsam und mit 

Wolfgang Grenke, BWIHK-Präsident, Vizepräsident 
Eurochambres, Präsident IHK Karlsruhe, Unter-
nehmensgründer (Grenke AG)

Schwerpunkt

Kumuliertes durchschnittliches Lebenseinkommen und höchster Bildungsabschluss im Vergleich

  Alter in Jahren

Kumuliertes Lebenseinkommen in Euro in 2014
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vollem Einsatz schaffen. Und das Pro-
gramm kam zur rechten Zeit, um 
für viele das Schlimmste zu ver-
hindern. Eine Fortsetzung der 
Hilfen ist in besonders be-
troffenen Branchen drin-
gend erforderlich.

Ungemach droht nun im 
Zuge der Pandemiefol-
gen für die duale Aus-
bildung. Die BWIHK-
Ausbildungsumfrage 
von Anfang Juni zeigt 
ein erschütterndes 
Bild: Rund ein Drittel 
der Ausbildungsbetriebe 
im Südwesten sieht sich 
gezwungen, gar nicht mehr 
oder entsprechend weniger aus-
zubilden. Hochgerechnet auf die 
Gesamtzahl der ausbildenden Betriebe 
im Land bedeutet dies, dass von 26.000 
Unternehmen fast 8.600 Betriebe ver-
anlasst sein könnten, wegen Corona ihr 
Ausbildungsengagement ganz oder teil-
weise aufgeben zu müssen. Das zeigt 
sich schon jetzt durchaus konkret: Zum 
31. Mai 2020 sind rund ein Fünftel we-
niger neue Ausbildungsverträge ab-
geschlossen worden als zum gleichen
Stichtag des Vorjahres.

Dass sich die duale Aus- und Weiter-
bildung lohnt - auch im Vergleich zum 
Studium - hat unsere Studie zur Bildungs-
rendite klar aufgezeigt. Erstmals wurde 
für den Südwesten untersucht, in wel-
cher Altersphase die Verdienste am 
größten sind. So liegt das Lebensein-
kommen von Beschäftigten mit dualer 

Ausbildung und anschließender Weiter-
bildung am Ende fast gleichauf mit Per-
sonen, die direkt auf ein akademisches 
Studium gesetzt haben. Bis zum Alter 
von 35 Jahren verfügen dual Aus- und 
Weitergebildete dabei über deutlich 
mehr Geld. Diese Lebensphase ist be-
sonders wichtig für Familiengründung 
oder den Erwerb von Eigentum. 

Da die Unternehmen deutlich früher 
über dual ausgebildete Mitarbeiter ver-
fügen können, wird der Mangel an Fach-
kräften vermindert. Diese Fachkräfte 
benötigen wir dringend. Sie haben in den 
Unternehmen einen großen Anteil daran, 

Innovationen in Produkte und Dienst-
leistungen marktfähig umzusetzen. 

Um die Folgen der Pandemie zu 
bekämpfen, stellt der Bund 130 

Milliarden Euro für ein Konjunk-
turprogamm bereit. Darin ist 
eine Ausbildungsprämie für 
Betriebe enthalten, damit 
deren wichtiges Engagement 
auch unter schwierigsten 
Bedingungen fortgesetzt 
werden kann.  Das ist sehr 
sinnvoll. Positiv bewerten wir 
auch das Zukunftspaket, das 

sich auf 50 Milliarden Euro be-
läuft. Damit soll die Digitalisie-

rung, der technologische Wandel 
und die Transformation von Unter-

nehmen und Geschäftsmodellen ent-
schlossen vorangetrieben werden. Viele 
Herausforderungen stellten sich uns auch 
schon vor der Pandemie. Aber nun sollten 
wir die Konjunktur- und Stützungsmaß-
nahmen von Bund und Land umso ent-
schlossener nutzen.

Trotz Corona-Pandemie bleibe ich als 
Unternehmer und BWIHK-Präsident 
optimistisch. Denn wir haben dafür 
Grundlagen, welche Baden-Würt-
temberg schon immer ausgezeichnet 
haben: Ideenreichtum, Erfindergeist, 
Innovationswille. Mit diesen Ressour-
cen und unserer Fachkräftebasis soll-
ten wir - ähnlich wie 2008/2009 - mit 
Schwung aus der Krise kommen. 

Wolfgang Grenke, Tobias Tabor,

tobias.tabor@bw.ihk.de,

www.bw.ihk.de  

Schwerpunkt

Land Baden-Württemberg

Schwarzwälder Edelputzwerk GmbH

Telefon	 +49	72	23	/	98	36-0
Fax	 +49	72	23	/	98	36-90
E-Mail	 info@schwepa.com

Industriestraße	10
77833	Ottersweier

www.schwepa.com

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de

Copyright: adobe stock - BWIHK-Lizenz



12

Gemeinsame Pressemitteilung 01/2020 aller 4 MIT-Bezirke

Konjunkturprogramm Bürokratie - wenn die 
gut gemeinte Steuersenkung bürokratische 
Vollbeschäftigung in Betrieben auslöst!

Die Mittelstandsunion begrüßt ausdrücklich, dass die durch Co-
rona gebeutelte Wirtschaft auf Produzenten wie Konsumenten-
ebene entlastet werden soll. Der vermeintlich große Wurf einer 
vorübergehenden Senkung der Mehrwertsteuer um 3 % ent-
wickelt sich jedoch bei näherer Betrachtung zu einem Büro-
kratiemonster, das seinesgleichen sucht.

Glaubt die Politik wirklich, dass es gelingen wird, binnen drei 
Wochen zur Nacht vom 30. Juni auf den 01. Juli bei sämtlichen 
elektronischen Aufzeichnungssysteme mit Kassenfunktion und 
zertifizierter technischer Sicherheitseinrichtung bundesweit 
mal eben schnell den Steuersatz umstellen zu können? Wohl-
gemerkt, es geht um jede Kasse. Bundesweit.

Muss die gebeutelte Gastronomie nun für sechs Monate auch 
noch sämtliche Speisekarten ändern? Soll der Einzelhandel in der 
berühmten Nacht alle bepreisten Waren (es gibt noch Betriebe, 
die etikettieren) neu auszeichnen, um es dann nach sechs Mona-
ten erneut zu tun? Wo sind noch alte Quittungen und Rechnungs-
formulare mit dem reanimierten und nach einem halben Jahr zum 
Sterben bestimmten Mehrwertsteuersatz? Was ist mit Leistun-
gen, die über einen langen Zeitraum erbracht worden sind bzw. 
werden? Dies betrifft auch kleinere Handwerksbetriebe, die nicht 
zwingend Arbeiten für den Stuttgarter Bahnhof ausführen.
Aufwands- und Ertragskonten müssten 2020 mit jeweils unterschied-

lichen Steuern geführt werden. Ob die Finanzverwaltungen bei den 
Formularen in derart kurzer Zeit umgestellt werden können, ist eben-
falls unklar. Wir erhoffen jeden Moment den Aufschrei des Normen-
kontrollrats zu dieser schnellen, aber nicht unbürokratischen Lösung.

Bevor man eine gute Idee und eine wirklich nötige steuerliche 
Entlastung in einem Kurzschluss auf den Weg „zwingt“, wäre zu 
überlegen gewesen, ob es nicht einen anderen Lösungsansatz 
gibt. Für diese Interimsentlastung stehen Aufwand und Ertrag 
nämlich in einer sehr fragwürdigen Relation. 

Wirtschaftsmotor und Wirtschaftsstandort brauchen dringend 
Entlastung. Nur in der angedachten Weise könnten sie durch Büro-
kratie erstickt werden oder als Strohfeuer enden. Die Zielrichtung 
stimmt, die Umsetzung sollte (schnell) nachgebessert werden.

Denn: Die wirklich spürbaren Kostenfresser beim Mittelstand 
und den Bürgern sind vor allem Ausgaben für Mieten, Mobilität 
und Strom – drei Stellschrauben, die der Staat durch eine besse-
re Bau-, Verkehrs- und Energiepolitik und geringere Besteuerung 
in diesen Bereichen selbst in der Hand hat. Langfristige Corona-
folgen brauchen eine langfristige und strategische Wirtschafts-
politik. Sechs Monate Umsatzsteuersenkung reichen nicht aus. 

Aus den Kreisen & Bezirken

Holz Brandschutz!
FireSec® - Mehr Sicherheit für ö�entliche Gebäude.

Mehrzweckhalle

Holz-Brüner GmbH · D 78199 Bräunlingen/Schwarzwald
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Bezirk Nordbaden:

Rolf Buttkus,  

info@mit-nordbaden.de,  

www.mit-nordbaden.de

Bezirk Südbaden:

Ruth Baumann,  

r.baumann@baumann-co.de,  

www.mit-suedbaden.de

Bezirk Nordwürttemberg:

Ulrich Bauer,  

angora-moden@t-online.de,  

www.mit-nordwuerttemberg.de

Bezirk Württemberg-Hohenzollern:

Bastian Atzger,   

bastian.atzger@mit-wueho.de,  

www.mit-wueho.de  
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Städteplanung und mobiles Bauen

Diese Veranstaltung der MIT Tübingen im März war ein wunder-
barer Abend. Sie gewährte einen Einblick in die Möglichkeiten, 
die unsere Unternehmer im Baubereich als neue Bauformen 
entwickeln und anbieten. Ebenso wurde deutlich, wie weit ent-
fernt die Regelungspraxis, die bürokratischen Vorgaben und 
Möglichkeiten der Verwaltung sind, auf Innovation einzugehen.
Die Begegnung im Austausch von Wirtschaft und Verwaltung an 
diesem Abend zeigte die Aufgeschlossenheit, speziell der Stadt 
Rottenburg, neue Wege zu gehen und wie sehr die erdrückende 
Regelungslast des Bauordnungsrechtes sowie geringe Handhabe 
und unzweckmäßige, lange Änderungsverfahren im Bauplanungs-
recht eine demografiegerechte Stadtentwicklung verhindern.

Es war eine echte Bereicherung, den Ersten Bürgermeister der 
Stadt Rottenburg, Herrn Thomas Weigel, mit einem passioniert 
tiefgründigen, weit über den Tellerrand hinausreichenden Gruß-
wort, als einen führenden Verwaltungsbeamten zu erleben, der 
mit einem großen Erfahrungsschatz und Verständnis der Inhalte 
das Thema Stadtentwicklung lebt.

Wir sind stolz, dass wir Herrn Thaddäus Kunzmann, unseren 
Beauftragten für Demografie der Landesregierung Baden-
Württemberg, gewinnen konnten. Er ermöglichte uns zur Ein-
führung einen umfassenden Überblick zum Thema Bauen und 
Gesellschaftsentwicklung der Zukunft. Dies zeigte uns den Zu-
sammenhang auf, in welchen man gesellschaftliche, wirtschaft-
liche Entwicklung und Städteplanung der Zukunft stellen sollte.

Thaddäus Kunzmann, Beauftragter für Demografie der Landesregierung Baden-Württemberg, bei seinem Vortrag bei der MIT Tübingen

Aus den Kreisen & Bezirken

Hier bin ich daheim.
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Wir sind ebenso stolz auf unsere Beitragenden, Frau Franca Wa-
cker und Herrn Oliver Pesendorfer, die uns die Innovationen 
ihrer Unternehmen vorstellten: 
Auf der einen Seite das Konzept der sogenannten Tiny Houses des ge-
wichtigen Marktanbieters Schwörer Haus KG und deren Erfahrungs-
werte im Umgang mit einem Baurecht, das auf Rechtsregeln früherer 
Jahrhunderte basiert, die nie geändert wurden und die in unseren 
Nachbarländern Österreich und Schweiz nie eine Rolle spielten.
Auf der anderen Seite konnten wir von dem Innovations-
unternehmen McCube die Möglichkeiten soliden und ver-
antwortungsvollen Häuserbauens nicht nur von morgen, son-
dern auch von übermorgen erfahren.
McCube verändert nicht nur als einer der führenden Innovatoren 
die Produktionsweise im Bau von Holzhäusern, indem sie echten 
Modulbau komplett individualisiert umsetzt. Sie arbeitet bereits 
an Bauformen, die das Wohnen selbst so flexibel werden lässt, 
dass Wohnqualität nicht mehr von der Fläche und dem Wohnraum 
abhängt, sondern vom Nutzen für den Bewohner. Wohnungsbau 
kann sich dadurch künftig vollständig an die Bewohner anpassen.

Die Diskussion wurde inspiriert durch die angeregte Diskussion 
unserer Teilnehmer aus Verwaltung, Bauwirtschaft und Digitali-
sierung, Privatiers, Investoren, Architektur und Handwerk.
Hierfür herzlichen Dank, die Freude, einen Abend angeboten 
haben zu können, der den Weg und die investierte Zeit lohnte.

Diese Veranstaltung war die letzte öffentliche, die in Rottenburg 
vorsorglich vorerst stattfand. Wir wünschen allen Gesundheit 
und freuen uns auf die Weiterführung dieses Themas im zweiten 
Halbjahr 2020.

Falk W. Föll,

kanzlei@foell-international.de  

Aus den Kreisen & Bezirken

Bodensee
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MIT Ravensburg

Der MIT - 
Südgipfel

Endlich passiert wieder etwas, unter 
anderem der „Südgipfel“, ein neues 
Format im Süden des MIT-Bezirks 
Württemberg-Hohenzollern.

Vorstandssitzung der MIT Ravensburg
In Leonhardts Stall-Besen, in Wangen im 
Allgäu, fand die erste Vorstandssitzung 
des MIT-Kreisverbands Ravensburg nach 
der Corona-Sperrzeit statt. Rechtzeitig 
zum Termin am 10.06.2020 fiel die Lo-
ckerung in Gaststätten, so dass man sich 
wieder, wie in alten Zeiten, frei bewegen 
konnte. Naja, beinahe, irgendetwas ist 
geblieben.
Der Einladung vom Kreisvorsitzenden 
Christian Bangert sind alle Vorstands-
mitglieder sowie geladene Abgeordnete 
aus Land und Bund gefolgt. Ebenfalls 
anwesend waren fünf geladene und in-
teressierte Unternehmensentscheider 
(Mitgliederwerbung) und die Delegatio-
nen der befreundeten Nachbarsverbän-
de vom Bodenseekreis (KV Dr. Hartmut 
Krähwinkel) und Sigmaringen (KV Mar-
garete Reiser).

Teil 1 - Die Politiker haben das Wort:
Raimund Haser MdL berichtete aus Stutt-
gart und erklärte Zusammenhänge von 
Corona, den Ruin unserer Wirtschaft und 
die Auswirkungen auf unser privates und 

wirtschaftliches Leben. Die Beschaffung 
von Hilfsmitteln war schwierig, und es 
wurden auch Fehler gemacht. Umfang-
reiche Hilfsprogramme erforderten die 

Aufhebung der Schuldengrenze. Ein 
neuer Doppelhaushalt mit 500 Milliarden 
Euro wurde aufgelegt. Soforthilfen für 
Geschäfte, Einzelhandel, Dienstleister 

(Von links) Raimund Haser MdL, Axel Müller MdB, August Schuler MdL und Christian Bangert

Aus den Kreisen & Bezirken
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und Handwerker mussten in kürzester 
Zeit auf den Weg gebracht werden. Die 
Vergabe war sehr schwierig. 
Es gab erhebliche Eingriffe ins Privat-
leben. Die Schließung von Schulen und 
Kitas stellte Eltern und Lehrer vor große 
Probleme. In diesem Zusammenhang 
wurde festgestellt, dass es erhebliche 
Unterschiede bei den Arbeitsunterlagen 
der Lehrer gab und manche sich auch für 
nicht zuständig hielten.
Das Abitur 2020 wird wohl gut werden. Für 
die nächsten Jahre sieht es bedenklicher 
aus, wenn die Studenten wegen der Ein-
schränkungen weniger Unterricht haben.
Für Kinder unter 10 Jahren sollte schnells-
tens wieder Normalität eintreten, da sie 
nicht so stark von Ansteckung betroffen 
sind. Die allgemeine Schulpflicht ist dann 
allerdings ausgesetzt. 
Die Anschaffung von 300.000 Compu-
tern muss auf den Prüfstand. Das Land 
hat zu wenig Geld zur freien Verfügung, 
da rund 80 % des Haushaltes gebunden 
sind (Gehälter!).
Die Vielzahl von Verordnungen sorgt für 
Verwirrung. Deshalb gibt es ab dem 23. 
Juni ein neues Pandemiegesetz, in dem 
festgelegt ist, was verboten ist.
Axel Müller MdB berichtet aus bundes-
politischer Sicht. Dass wir bis jetzt „ganz 
gut“ über die Krise gekommen sind, 
liegt daran, dass wir so gut ausgestattet 
sind. Innerhalb kürzester Zeit sind gute 
Dinge auf den Weg gebracht worden, die 
Schuldengrenze wurde aufgehoben usw., 
Rücklagen wurden eingesetzt. Staats-
anleihen bei uns sind sicher. Gleich am 
Anfang der Pandemie wurden Gesetze 

angeglichen. Sofortprogramme mussten 
aufgelegt werden. Bei all dem musste 
auch das Europarecht noch beachtet wer-
den, Akutprogramm und Anpassungen 
auf die jeweilige Situation bei Kommunen 
und Altschulden. Müller findet sehr gut, 
dass die Gewerbesteuereinbrüche aus-
geglichen werden, dass Verlustvorträge 
und degressive Abschreibungen möglich 
sind und Entschuldungsverfahren verein-
facht werden. Die Gesamtschulden der 
Bundesrepublik betragen derzeit 1,9 Bil-
lionen Euro.
Müller lobt ausdrücklich die Arbeit der 
Koalition. Mit Grünen und FDP wäre dies 
seiner Meinung nach sicher so nicht ge-
gangen. Schlecht gelaufen ist das mit 
Masken und Schutzkleidung, d. h. beim 
Gesundheitsmarkt hätte man nicht so 
viel auslagern sollen, und auch Medika-
mente sollten nicht nur in China her-
gestellt werden. Weiterhin berichtet 
Müller, dass die Bundesrepublik deut-
lich mehr in Wasserstoff-Technologie in-
vestiert als jemals zuvor. 

1,9 Billionen Euro Schulden? Wieviel 
ist das?
Der Kreisvorsitzende Christian Bangert 
veranschaulicht die Schuldensituation 
von 1,9 Billionen Euro, ausgeschrieben:  
1.900.000.000.000 Euro.
Ein 500-Euro-Schein ist 0,05 mm dick. 
10.000 Euro = 1 mm (20 Scheine)
1.000.000 Euro = 10 cm (2.000 Scheine = 
1 Million Euro)

1,9 Billionen in 500-Euro-Scheinen ergibt 
die Strecke von Leutkirch über Memmin-

gen und München nach Rosenheim, das 
sind 190 km. Wohlgemerkt, dass alle 10 
cm = 1 Mio. Euro in 500-Euro-Scheinen 
dicht an dicht angereiht sind.
„Wer glaubt, dass irgendjemand das be-
zahlt, der irrt“, so Bangert.

Teil 2 - Der Südgipfel
Der Südgipfel ist der 1. MIT-Kreismittel-
standstag der Kreisverbände Bodensee, 
Ravensburg und Sigmaringen.  Die erste 
Austragung erfolgt im Landkreis Ravens-
burg, im zuständigen Wahlbezirk von Rai-
mund Haser MdL. Es ist angedacht, dass 
wir Dr. Susanne Eisenmann und Thomas 
Bareiß MdB zum Referat einladen. Es 
werden ca. 20 mittelständische Unter-
nehmen die Möglichkeit haben, sich zu 
präsentieren und die Wirtschaftsfähig-
keit von Oberschwaben zu zeigen. Ter-
min ist vorrausichtlich im Januar/Februar 
2021. 
Im Weiteren wird die MIT zusammen 
mit dem Bauernverband Allgäu Ober-
schwaben, Vorsitzender ist unser MIT-
Mitglied und MdB a. D. Waldemar West-
ermayer, eine Veranstaltung zum Thema 
„Digitalisierung in der Landwirtschaft“ 
durchführen. Termin wird voraussicht-
lich im September 2020 sein. Ein Navi 
im Pkw hat eine Genauigkeit von ca. 3 
bis 5 Meter. Ein Traktor wird auf den cm 
genau geführt und vom Navi positioniert. 
Dieses und andere Techniken sind der 
Schwerpunkt dieser Veranstaltung. 

Christian Bangert,

christian.bangert@mit-ravensburg.de,

www.mit-ravensburg.de

Aus den Kreisen & Bezirken

Axel Müller MdB spricht zum MIT-Vorstand über Maßnahmen des Bundes für den Mittelstand.
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MIT Ravensburg – Neue Interview-Serie

It blos schwätze – au mache

Unternehmen im Gespräch mit 
Christian Bangert, Vorsitzender der 
MIT Ravensburg

Nicht nur in Zeiten von Corona gab es 
Schwätzer und solche, die etwas unter-
nehmen, die Macher. Hier in dieser 
Serie werden Macher aus der Region 
vorgestellt.  

Teil 1 : 
Florian Burk und seine  RaumZeit 
GmbH + Co. KG
Florian Burk ist Geschäftsführer der 
Firmengruppe Burk in Ravensburg. In der 
dritten Generation hat er das Familien-
unternehmen 2012 übernommen und ist 
seit 2020 Inhaber und Geschäftsführer 
der neuen Firma RaumZeit.

Bangert: Florian, was macht deine neue 
Firma RaumZeit?
Burk: RaumZeit schafft virtuelle Erleb-
niswelten, sowohl für Smart Living als 
auch für Smart Business.

Bangert: Was genau steckt dahinter?
Burk: Das Team von RaumZeit kann 
durch das innovative Know-how und die 
dazugehörige Technik eine detailgenaue 
Planung von Wohnräumen nach den 
Wünschen der Kunden gestalten. Wir be-
treuen den Kunden ab der Beratung, Pla-
nung und Konzeption bis hin zur profes-
sionellen Umsetzung ihrer Projekte. Der 
Kunde hat nur einen Ansprechpartner 
- das Team von RaumZeit. Das erleichtert
nicht nur das Bauvorhaben des Kunden,
sondern auch die Umsetzung. RaumZeit
greift auf das Handwerkernetzwerk der

Firmengruppe Burk zurück. Dies be-
deutet nicht nur Kosten-, sondern auch 
Zeitersparnis für den Kunden. 

Bangert: Das ist Virtual Reality für 
Bauvorhaben. 
Burk: Richtig. Das Team von RaumZeit be-
dient sich der neuesten Technik, um den 
Kundenwunsch so realitätsnah wie nur 
möglich zu gestalten. Das Aufmaß wird 
durch einen 3D-Laserscan in den Räum-
lichkeiten des Kunden aufgenommen, 
der Raum wird in allen Dimensionen digi-
talisiert. Es entsteht ein digitaler Zwilling 
der realen Räumlichkeit. Wenn der Raum 
fertig geplant ist, bekommt der Kunde 
eine Virtual-Reality-Brille aufgesetzt und 
begibt sich dann durch eine Room-Tour 
in seinem virtuell neu gestalteten Raum. 
Man bekommt durch diese neue Art 
der Raumplanung ein völlig neues Ver-
ständnis von Raumaufteilung. Planungs-
fehler und Missverständnisse werden 
vermieden, der Kundenwunsch kann 1:1 
umgesetzt werden. Der Kunde bekommt 
einen Rundumblick, was zu völlig neuen 
Möglichkeiten der Raumplanung und der 
daraus resultierenden Umsetzungen der 
Bauplanung führt. Änderungswünsche 
sind in Sekunden umgesetzt, Planungs-
fehler können bei einem virtuellen Rund-
gang schnell und effektiv aufgedeckt 
werden. Der Dialog mit dem Kunden er-
reicht somit eine neue Qualitätsstufe.

Bangert: Das hört sich sehr spannend 
an. Missverständnisse in der Vorstellung 
der Kunden, zudem was später ge-
liefert und installiert wird, sind somit 
ausgeschlossen.

Burk: Genau. Die Visualisierung der 
Räumlichkeiten durch den 3D-Scan ist 
zum einen für den Bauherrn von enormer 
Wichtigkeit und zum anderen auch für 
die Handwerker, die dieses Tool nutzen, 
um ihre Arbeiten nach Kundenwunsch 
umzusetzen.

Bangert: Für den Bauherren ist das 
super, gibt es auch Lösungen für mich als 
Unternehmer?
Burk: Ja, es ist möglich, virtuelle Aus-
stellungen zur Produktdarstellung zu rea-
lisieren. Kunden können zukünftig zu jeder 
Tageszeit und von überall auf der Welt auf 
Produkte von Firmen virtuell zugreifen, 
ohne dabei an Öffnungszeiten gebunden 
zu sein. Es ist ein völlig neues Erlebnis, 
im virtuellen Showroom zu shoppen 
oder auch von zu Hause aus im virtuellen 
Meetingraum mit seinen Kollegen Pro-
jekte zu besprechen. Showrooms bieten 
in vielen Branchen einen wertvollen und 
heutzutage unabdingbaren Mehrwert. 
Der virtuelle Showroom schlägt eine Brü-
cke zwischen der digitalen und der realen 
Welt. Es werden reale Produkte digital 
dargestellt, wodurch es zu einem wert-

Christian Bangert, Kreisvorsitzender MIT Ravensburg

Aus den Kreisen & Bezirken

10.09.15   11:59



19

vollen Instrument der Kommunikation 
mit dem Kunden wird. Wo hat man schon 
unbegrenzten Präsentationsraum für zum 
Beispiel schwere und große Maschinen? 
Welche Ausstellung oder Fachmesse hat 
24/7 und 365 Tage im Jahr geöffnet?

Bangert: Ich habe mir diese Brille auf-
gesetzt und bin mein eigener Avatar 
in einem Show- oder Meetingroom. 
Das Gefühl ist neu, das Erlebnis un-
beschreiblich; ich bewege mich mit Ge-
schäftspartnern über meinen Avatar im 
Meeting und starte meine Präsentation. 
Vormittags in Hamburg, mittags in Ber-
lin, zum Kaffeeplausch mit Kunden in 
München und alles vom Homeoffice aus. 
Sehr beeindruckend. Das eröffnet viele 
Möglichkeiten.
Burk: Die Möglichkeiten von Virtual Rea-
lity sind unbegrenzt und RaumZeit in 
Ravensburg macht das für sich zunutze. 
Der attraktive und gut vernetzte Stand-
ort Ravensburg bietet weitreichendes 
Potenzial, Firmen- und Privatkunden für 
die neue Welt Virtual Reality zu gewin-
nen und zu begeistern.

Bangert: Die Zeiten von Ausstellungs-
hallen sind wohl bald Geschichte. Dir und 
deinem Team viel Erfolg. Wo kann man 
sich das anschauen?
Burk: Danke, bis dahin ist es noch ein 
weiter Weg, wir arbeiten daran. Man er-
reicht uns in der Unteren Breite Straße 
28 & 29 in 88212 Ravensburg oder auch 
unter www.raumzeit-smarthome.de.

Bangert:  Wenn ich mir überlege, wie 
viele Stunden pro Jahr ich geschäftlich 
unterwegs bin, kann ich mir jetzt ein 
neues Hobby suchen oder eine neue 
Firma gründen.
Haben Sie auch ein innovatives Unter-
nehmen, dann melden Sie sich, ich 
komme gerne zum Interview. 

Christian Bangert,

christian.bangert@mit-ravensburg.de,

www.mit-ravensburg.de  

Aus den Kreisen & Bezirken

Florian Burk, Geschäftsführer der RaumZeit GmbH + Co. KG
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MIT Karlsruhe

Corona-
Krise und 
Digitalisierung 

Die jahrelange aktive Präsenz in den 
sozialen Medien zahlt sich für die MIT 
Karlsruhe aus.
Eigentlich sollte das Jahr 2020 für die 
MIT Karlsruhe ein recht ruhiges Jahr 
werden. Für das Frühjahr war eine große 
Veranstaltung mit den Apothekern ge-
plant, unser stellvertretender Kreis-
vorsitzender Benedikt Bühler hat ja im 
Januar sogar in Berlin bei Gesundheits-
minister Jens Spahn dafür gekämpft, 
dass die zumeist eigentümergeführte 
Apotheke vor Ort zumindest gleiche 
Wettbewerbsbedingungen gegenüber 
den EU-weit operierenden Versandapo-
theken hat. Letztere dürfen ja, anders als 
die Apotheke vor Ort, Rabatte geben. Zu 
Beginn der Corona-Krise hat unser (noch) 
fast flächendeckend existierendes Apo-
thekennetz einmal mehr bewiesen, wie 
leistungsfähig es ist, nicht nur bei der 
Herstellung eigener Desinfektionsmittel. 
Nun, aufgeschoben ist nicht aufgehoben. 
Gleiches gilt für den Firmenbesuch bei 
einem Mitglied mit anschließendem ge-
selligen Teil. Und auch die letzte Ver-
anstaltung mit Blick auf die Landtags-
wahlen im März 2021 kann in den Herbst 
verschoben werden.

Trotzdem war es für uns ab Mitte März 
das Gegenteil von ruhig. Viele Mitglieder 
kämpfen – wie im ganzen Land – um den 
Erhalt ihrer Betriebe. Und wir haben als 
MIT Karlsruhe versucht, mit unseren be-
scheidenen Mitteln dabei von Nutzen zu 
sein. Seit knapp drei Jahren sind wir auf 
Facebook und mit unserer Webadresse 
www.facebook.com/MittelstandKarls-
ruhe sehr rege, was uns inzwischen über 
500 Abonnenten eingebracht hat. Da lag 
es nahe, dass wir – in enger Zusammen-
arbeit mit Katrin Schütz, unserer Karls-
ruher Staatssekretärin im Stuttgarter 
Wirtschaftsministerium, sehr zeitnah gut 
einen Monat lang (fast) alles zu den Hilfs-

programmen für die kleineren Betriebe, 
die Einzelhändler und die Selbstständigen 
geteilt haben, oft mit eigenen kurzen Er-
läuterungen versehen. Danken möchten 
wir hier auch der MIT Heidelberg, speziell 
Karin Weidenheimer, für die enge Zu-
sammenarbeit beim gegenseitigen Teilen 
und Aussuchen nützlicher Links, damit 
man möglichst schnell up to date war. 

Einen Tag, nachdem wir damit im Ho-
meoffice begonnen hatten, kamen die 
ersten Anrufe, oft von bisher völlig Un-
bekannten. Gewerbetreibende, Hand-
werker, Einzelhändler, Bäcker, auch ein 
Nagelstudio war dabei, die anfangs bei 
der Internetsuche auf uns gestoßen 
waren, bald aber von Bekannten oder 
Kollegen auf uns verwiesen wurden und 
zu den anlaufenden bzw. zu dieser Zeit 
zumeist erst diskutierten Maßnahmen 
Fragen hatten. Und plötzlich musste 
man tagelang Auskunft geben, gab Fra-
gen weiter - hier half einmal mehr Katrin 
Schütz ihrer Karlsruher MIT. Das ging gut 
zehn Tage so, bis schließlich die Anträge 

für die Soforthilfe Ende März online ge-
stellt waren. Während dieser Zeit schnell-
ten die Zugriffe unserer Facebook-Seite 
für einzelne Beiträge auf über 6.000 nach 
oben – und ganz ohne aktiv anzufragen –  
bekamen wir Dutzende neue Abonnen-
ten und sogar einzelne Neumitglieder. 
Auch hier zeigt sich, dass Corona einen 
Digitalisierungsschub bedeutet, von dem 
man als im Netz aktiver MIT-Kreisver-
band nur profitiert.

Aber schnell war klar, dass es damit nicht 
getan war. Auch von der Stadt forder-
ten zum Beispiel die Gastronomen, die 
außer Haus verkauften, schnelle Hilfe, 
wie kostenloses Kurzzeitparken nicht 
nur zum Be- und Entladen, sondern auch 
zum Abholen bestellter Essen. Diese 
Forderung haben wir als MIT sofort auf-
gegriffen und die Stimmen gebündelt. 
Gemeinsam mit drei weiteren nicht par-
teipolitsch gebundenen örtlichen Wirt-
schaftsvereinigungen haben wir nicht nur 
diese Forderungen in zwei Schreiben an 
die Stadt, die Stadtratsfraktionen und die 

So sieht es aus, wenn man plötzlich als MIT zur lokalen Nachrichtenquelle für die Soforthilfe wird. 

Aus den Kreisen & Bezirken
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Presse erhoben, sondern auch die Aus-
setzung des Anfang 2020 abgeschafften 
kostenlosen Kurzeitparkens gefordert.

Beide Vorstöße wurden nicht nur in den 
sozialen Medien aufgegriffen, sondern 
fanden ihren Weg in die hiesigen Print-
medien. Zumal es vielen aufstieß, dass 
Karlsruhe als Oberzentrum gerade zu 
einem Zeitpunkt das kostenlose Kurz-
zeitparken abschafft, als im Umland 
mehrere Gemeinden es als Maßnahme 
zur Förderung der Geschäftswelt vor Ort 
einführten. 

Dem Rauschen im Blätterwald folgten 
dann tatsächlich im Karlsruher Stadtrat 
Ende Mai mehrere Anträge, u. a. von der 
CDU, die erst im Januar beschlossene 
Abschaffung des Kurzzeitparkens 
(“Brötchentaste”) in den beiden Karls-
ruher B-Zentren, Durlach und Mühlburg, 
aufzuschieben, zwischen sechs Mona-
ten und bis zu zwei Jahren war da ge-
fordert. Leider scheiterten sie, was nicht 
an CDU oder FDP lag. Denn die knappe 
Blockademehrheit aus Grünen, SPD, Lin-
ken und linksalternativer Splittergruppen 
schlug wieder zu – teilweise mit der Be-
gründung, dass man ja mit dem Fahrrad 
oder dem ÖPNV vor die Geschäfte und 
Gastronomiebetriebe fahren könnte. 
Außerdem gab sich mancher ihrer Stadt-
räte davon überzeugt, die Corona-Aus-
wirkungen für die betroffenen Geschäfte 
würden sich in Grenzen halten und im 
Übrigen sei die Bekämpfung der “Klima-
krise” viel wichtiger. Das gleiche Schicksal 
erlitt unser Vorstoß, für die akute Krisen-
phase die Regeln für das Be- und Entladen 
sowie das Abholen bestellter Ware bzw. 
außer Haus verkauften Essens zu lockern 
bzw. auf das Verteilen der “Knöllchen” zu 
verzichten. Leider funktioniert Letzteres 
nicht nur in Karlsruhe während der Coro-
na-Krise noch besser als sonst. 

Corona-Auswirkungen beim Einzel-
handel? Förderung der B-Zentren? War 
da was, scheint man sich im linken Lager 
zu denken. Schließlich regnen gerade 
staatliche Hilfen auf die Wirtschaft und 
die Bürger im Lande herab. Und nicht nur 
am ganz linken Flügel glauben offenbar 
viele, es reicht aus, immer mehr Schul-
den zu machen, denn am Ende kann man 
ja “einfach Geld drucken”. 

Im Mai 2019 haben gerade viele Junge 
nicht zuletzt “dank” Rezo und Fridays for 
Future das ehemals liberal-bürgerliche 
Karlsruhe mit seinen heute gut 43.000 
Studenten “gekippt”. Inzwischen sind bei 
vielen die Blütenträume und Illusionen 
verwelkt, die Umfragen sehen die Union 
wieder bei 40 %, wie vor dem Winter 
2015/16, aber mit den Folgen der letzt-
jährigen Wahl hat man halt bis 2024 zu leben. 

Und was machen die Grünen, im Feb-
ruar in vielen Medien die zukünftige 
Kanzlerpartei? Nicht einmal aus dieser 
Krise haben sie etwas gelernt. Wirt-
schaft ist für sie immer noch haupt-
sächlich dafür da, reguliert zu werden 
und Steuern und Abgaben für mehr 
oder weniger sinnlose Projekte der öf-
fentlichen Hand bzw. der sogenannten 
Zivilgesellschaft zu produzieren. Und 
unsere lokale Karlsruher Varietät? Die 
plant nun die Schließung aller Park-
häuser für Autos, was manch hiesiger 
Sozialdemokrat für perspektivisch 
richtig erachtet. Und die Gastronomie? 
Die muss bereits ohne solchen rein 
ideologisch motivierten  Anschlags-
planungen aktuell damit rechnen, dass 
im wohlhabenden Karlsruhe ein Drittel 
der Betriebe nicht überleben werden. 

Da bleibt für die MIT, die CDU, Wirt-
schaftsverbände und alle, die sich noch 
dem gesunden Menschenverstand 
verbunden fühlen, genug zu tun. Sei 
es, in den Medien, egal ob neu oder 
traditionell, für Vernunft und Realis-
mus zu kämpfen, sei es, Stimmen zu 
bündeln und sich weiter zu vernetzen, 
oder sei es, ganz einfach dafür mitzu-
kämpfen, dass in den nächsten Wahlen 
alle abgewählt werden, für die die Wirt-
schaft eine Melkkuh ist oder gleich der 
Klassenfeind. Damit kann man Ende 
2020 in Stuttgart und Karlsruhe bei den 
OB-Wahlen beginnen, im Land im März 
2021 fortfahren und im September in 
Berlin mit Merz und Söder eine schwarz-
gelbe Mehrheit sichern. Dann wird das 
auch etwas mit der Wiedergeburt der 
Sozialen Marktwirtschaft im Geiste 
Ludwig Erhards. 

Inka Sarnow, Johannes Krug,

info@mit-karlsruhe.de,

www.mit-karlsruhe.de       

Aus den Kreisen & Bezirken
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MIT Karlsruhe-Land

Impulsreferate mit Spitzenpolitikern und 
regionalen Mandatsträgern in wöchentlicher 
Videokonferenz informieren Unternehmer

Gestartet ist die Mittelstandsunion Karls-
ruhe-Land am 1. April mit einer einfachen 
Corona-Online-Gesprächsrunde. Inzwischen 
wählen sich immer mehr Unternehmer der 
Region und MIT-Mitglieder jeden Mittwoch 
über das Videokonferenztool Zoom in die 
„MIT After Work“-Konferenz ein. 
Bereits zum Start der Veranstaltungsreihe 
unterstützen die beiden Agenturen Wen-
sauer-Sieber-Partner aus Karlsruhe und 
Diskurs Communication aus Waghäusel 
die Runden mit Planung, Moderation und 
Impuls-Referaten zu Förderprogrammen, 
Unternehmenskommunikation oder 
Selbstmanagement. Ziel war der Aus-
tausch zu aktuellen Problemen und 
Fragestellungen im Zusammenhang mit 
der Corona-Krise. 
Inzwischen waren die CDU-Spitzen-
kandidatin Dr. Susanne Eisenmann, Staats-
sekretär Thomas Bareiß und Europapolitiker 
Daniel Caspary bei der MIT zu Gast. Mehr-
mals dabei waren bei den regelmäßigen On-
line-Treffen die Bundestagsabgeordneten 
Olav Gutting und Axel Fischer. Schon fast 
Dauergäste sind die Landtagsabgeordneten 
Joachim Kössler, Ulli Hockenberger,  
Christine Neumann-Martin sowie Land-
tagskandidat Ansgar Mayr. 
Die MIT-Kreisvorsitzende Nicole LaCroix 
will das Veranstaltungsformat auch nach 
Ende der Corona-Pandemie fortführen. 
„Wir erreichen mit diesem Format die 
Unternehmer leichter und in größerer 
Zahl, als bei einer Veranstaltung irgend-
wo im Landkreis. Unternehmer sind viel-

beschäftigt und lange Anfahrten sind oft 
ein Hemmnis“, so LaCroix. 
Die stellvertretenden Kreisvorsitzenden, 
Bürgermeisterin Sylvia Kröger und 
Kommunikationsexperte Jürgen Scheurer 
sehen in der Krise mit neuen Ansätzen 
eine große Chance für Mittelstand und 
Kommunen. „Die Digitalisierung kann 
und muss in den Städten und Gemeinden 
schneller vorankommen“, so Sylvia Krö-
ger. Jürgen Scheurer ist überzeugt, „dass 
neue Veranstaltungs- und Beteiligungs-
formate in Unternehmen, Verwaltungen 

und der Politik Einzug halten werden“.
Beim „MIT After Work“ können Sie sich 
ganz unkompliziert von zu Hause, aus 
dem Betrieb oder von unterwegs zu-
schalten. Der Erfolg bestätigt das Kon-
zept. Zwischen 20 und 60 Teilnehmern 
wählten sich in den bisher 11 Meetings 
ein. 

Jürgen Scheurer, 

info@mit-karlsruhe-land.de,

www.mit-karlsruhe-land.de  

Die MIT Karlsruhe-Land ist online erfolgreich.

Die After-Work-Videokonferenzen ziehen immer mehr Teilnehmer an.

Aus den Kreisen & Bezirken
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Dr. Carsten Linnemann MdB

Kraftpaket  
mit 
strukturellen 
Defiziten

Die Bundesregierung hat im Juni ein 
umfassendes Konjunkturpaket ver-
abschiedet. Damit sollen der Konsum 
der Bürger und die Wirtschaft insgesamt 
wieder angekurbelt werden, die in der 
Corona-Pandemie in eine tiefe Rezes-
sion gerutscht ist. Nach den ersten kurz-
fristigen Hilfen in der Corona-Krise rei-
chen die Maßnahmen nun teils über die 
Legislaturperiode hinaus. Das Rettungs-
paket war dringend notwendig. Auch wir 
als MIT hatten uns zuvor für ein zweites 
Rettungspaket ausgesprochen. Schließ-
lich wird das Wiederanfahren der Wirt-
schaft in zahlreichen Branchen noch viel 
Zeit in Anspruch nehmen.

Das Konjunkturpaket sieht neben drin-
gend notwendigen Überbrückungshilfen 
für kleine und mittlere Unternehmen 
eine zeitlich befristete Mehrwertsteuer-
senkung und Hilfen für Familien vor. Aus 
MIT-Sicht ist besonders erfreulich, dass 
wir mit einigen zentralen Forderungen 
durchdringen konnten. So haben wir 
uns erfolgreich für eine Deckelung der 
Sozialversicherungsbeiträge bei maximal 
40 % eingesetzt, um eine Steigerung 
der Lohnnebenkosten zu verhindern. 
Trotz der sich abzeichnenden Defizite in 
den Sozialversicherungen wissen Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber nun, dass die 
Sozialbeiträge nicht steigen werden. 

Auch der steuerliche Verlustrücktrag 
wird erweitert. Betriebe können damit 
aktuelle krisenbedingte Verluste schon 
im laufenden Jahr mit Gewinnen aus 
dem Vorjahr verrechnen - das stärkt 
die Liquidität. Im Bereich der Unter-
nehmensinsolvenzen wird wie von uns 
gefordert ein vorinsolvenzliches Re-
strukturierungsverfahren eingeführt.

Nicht durchsetzen konnten wir uns da-
gegen mit zwei Langzeit-Forderungen: 
Weder die ungerechte Vorfälligkeit der 
Sozialversicherungsbeiträge noch der 
unfaire Solidaritätszuschlag werden ab-
geschafft oder, im Falle des Solis, zu-
mindest etwas vorgezogen.

Mit den Überbrückungshilfen für be-
sonders getroffene Unternehmen soll 
eine Pleitewelle bei kleinen und mittle-
ren Firmen verhindert werden. Antrags-
berechtigt sind Unternehmen, deren 
Umsätze im April und Mai um mindes-
tens 60 % im Vergleich zu April und Mai 
2019 eingebrochen sind und deren Um-
satzrückgänge von Juni bis August 2020 
um mindestens 50 % fortdauern. Er-
stattet werden bis zu 80 % der fixen Be-
triebskosten, allerdings nur bis zu einer 
Obergrenze von 50.000 Euro pro Monat. 
Die Umsatzrückgänge müssen belegt, 
Überzahlungen erstattet werden. 

Allerdings brauchen wir beim Über-
brückungsfonds mehr Tempo und vor 
allem weitere Verbesserungen. Wir 
müssen bei der Umsetzung darauf ach-
ten, dass größere Familienunternehmen 
bis 500 Mitarbeiter und auch mehrere 
Unternehmen eines Eigentümers pro-
fitieren. Es ist unbedingt notwendig, 
unsere mittelständischen Strukturen und 
Arbeitsplätze zu erhalten.

Immerhin: Die zuvor strittig diskutierte 
Kaufprämie für abgasarme Benziner und 

Dieselautos kommt nicht. Ich finde die 
Entscheidung richtig: Der Staat muss 
darauf achten, keine kurzfristigen Stroh-
feuer zu entfachen, sondern langfristig 
wirkungsvolle Maßnahmen zu ergreifen. 
Entscheidend in dieser besonderen Krise 
ist, dass wir branchenübergreifend han-
deln, um unsere mittelständische Struk-
tur zu erhalten. 

Bei den Stromkosten sollen die Bürger 
etwas entlastet werden. Dazu soll die 
EEG-Umlage zur Förderung von Öko-
strom-Anlagen ab 2021 über Zuschüsse 
aus dem Bundeshaushalt abgesenkt 
werden. Hier müssen allerdings weite-
re Schritte folgen. Wir brauchen jetzt 
eigentlich ein schnelles Auslaufen des 
EEG, um wirklich strukturell etwas zu 
verbessern. 

Neben der von uns schon lange ge-
forderten Modernisierung des Körper-
schaftsteuerrechts sind auch stärkere 
Investitionen in Zukunftstechnologien 
geplant. Die Mittel für Künstliche Intelli-
genz sollen deutlich erhöht werden. Der 
Ausbau des neuen Mobilfunkstandards 
5G soll beschleunigt werden, ebenso 
der digitale Wandel in der öffentlichen 
Verwaltung. Deutschland soll zudem 
bei modernster Wasserstofftechnik 
Vorreiter werden. Gerade bei der di-
gitalen Infrastruktur und beim Büro-
kratieabbau brauchen wir aber auch 
schnell vorzeigbare Erfolge, damit die 
Programme schon in der Krise wirken 

Dr. Carsten Linnemann MdB, MIT-Bundesvorsitzender

MIT Bund
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und Deutschland wieder wettbewerbs-
fähiger wird. Absichtserklärungen gibt 
es schon viele, jetzt muss auch um-
gesetzt werden. 

Alles in allem haben die Koalitionspartner 
einen ausgewogenen Mix gefunden aus 
schnell wirkenden Nachfrageimpulsen, 
Überbrückungshilfen für krisen-
geschädigte Unternehmen und struktu-
rellen Verbesserungen, die Deutschland 
insgesamt wettbewerbsfähiger machen. 
Hier müssen wir aber weiter ansetzen: 
Wir brauchen ein Programm, das dauer-
haft Wachstum stimuliert und den Stand-

ort Deutschland strukturell stärkt. Dazu 
müssen wir die Unternehmenssteuern 
auf ein international wettbewerbsfähiges 
Niveau von 25 % senken, schnellere Ge-
nehmigungsverfahren etablieren, den 
Bürokratieaufwand für Unternehmen 
deutlich verringern, Arbeitszeiten flexi-
bilisieren und natürlich den Solidaritäts-
zuschlag ein für alle Mal abschaffen. Als 
MIT steht uns somit weiter viel Arbeit 
bevor.  

Dr. Carsten Linnemann MdB, 

linnemann@mit-bund.de,

www.mit-bund.de  

MIT Bund

MIT lehnt Grundrente ab

Die MIT lehnt den Gesetzentwurf 
zur Grundrente weiter ab: „Diese 
Grundrente hält nicht, was sie ver-
spricht. Mit dem Gesetzentwurf be-
seitigen wir nicht das Problem der 
Altersarmut, sondern reißen neue 
Gerechtigkeitslücken auf“, so MIT-
Vorsitzender Carsten Linnemann. Es 
sei niemandem zu erklären, warum 
„ein Vollzeitmalocher nach 32 Jah-
ren die Grundrente nicht bekommt, 
ein Arbeitnehmer in Teilzeit nach 
33 Jahren aber schon“. Die MIT for-
dert, das Problem an der Wurzel 
anzupacken: „Mit einem Freibetrag 
in der Grundsicherung hätten wir 
das Problem an der Wurzel gepackt 
und exakt denen geholfen, die im 
Alter unsere Unterstützung brau-
chen.“ Auch die stellvertretende 
MIT-Bundesvorsitzende und CDU-
Arbeitsmarktexpertin Jana Schimke 
lehnt den Gesetzentwurf ab: Dieser 

sei „verfassungswidrig, nicht finan-
ziert und in der jetzigen wirtschaft-
lichen Lage nicht vertretbar. Eine 
schlechte Kombination, die ich nicht 
für tragbar halte“. Der CDU-Bundes-
tagsabgeordnete Christoph Ploß 
warnt vor einem Einknicken. „Eine 
nachhaltige Finanzierung über eine 
europäische Finanztransaktions-
steuer war die Bedingung für die 
Einführung der Grundrente. Wenn 
diese Zusage nicht eingehalten 
wird, darf es keine Zustimmung des 
Bundestages dafür geben“, so das 
MIT-Vorstandsmitglied. Andern-
falls würden weitere finanzielle 
Lasten auf die junge Generation 
zukommen, die wegen der Corona-
Krise ohnehin schon einen riesigen 
Schuldenberg abtragen müsse. Der 
Verzicht auf die solide Finanzierung 
missachte zudem den CDU-Partei-
tagsbeschluss vom November. 

WWW.BURGER–GROUP.COM

Die BURGER GROUP mit Haupt-
sitz in Schonach ist einer der 
führenden Systempartner im 
Bereich kundenspezifischer An-
triebstechnik. 
Mit über 1000 Mitarbeitern an 
acht Standorten in Europa und 
Nordamerika  schaffen wir in-
novative Lösungen in Metall, in 
Kunststoff, im Materialverbund 
oder als komplettes mecha-
tronisches System. Mit unserer 
Erfahrung aus über 160 Jahren 
Antriebsentwicklung, zukunfts-
weisenden Fertigungstechnolo-
gien und Innovationen finden wir     

      für jede Anwendung 
     den passenden       

                                          Antrieb.

ANTRIEBS-
LÖSUNGEN

Schonach | Triberg | Schönwald | Deißlingen
Schwaig | CH St. Antoni | CZ Kaznějov | CAN Barrie

FÜR HÖCHSTE ANSPRÜCHE
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Deutschland – wohin soll denn 
die Reise gehen?

Wir befinden uns – zuerst nur gefühlt auf 
Grund behördlicher Anordnungen, dann 
für viele Mittelständler tatsächlich – in 
einem existenziellen Kampf. Der Gegner 
ist nicht zu greifen. Diese Unsicherheit 
erzeugt bei vielen grundsätzlich Angst. 

Zwischenzeitlich kennen wir zumindest 
den Gegner beim Namen: COVID-19/
SARS-CoV2, auch Coronavirus genannt. 
Er hält uns buchstäblich auf Trab. 

Neben der Schließung öffentlicher Ein-
richtungen (Kitas, Schulen, Universitäten 
etc.) mussten ab 16.03.2020 ein Großteil 
der für die Versorgung der Bevölkerung 
als nicht erforderlich eingestuften Unter-
nehmen sofort schließen. Die traf es 
völlig unvorbereitet, ohne Übergangs-
frist, ohne Übergangsmöglichkeiten, 
und es waren vor allen Dingen die mittel-
ständischen Unternehmer/-innen und 
Unternehmen, deren Mitarbeiter und 
damit eine große Zahl von Bürgern in 
unserem Land, die unverschuldet und un-
freiwillig betroffen wurden. 

Das kam und kommt einem staatlich ver-
ordneten Berufsverbot [Art. 12 GG  (!)] 
gleich. Die Betroffenen standen und 
stehen – staatlich verordnet und unver-
schuldet - ganz plötzlich vor massiven 
wirtschaftlichen Problemen.

Viele Hilfsmaßnahmen wurden vom 
Bund, den Bundesländern und den 
Kommunen, oft ohne gegenseitige Ab-
stimmung, teilweise wieder gestoppt, be-
schlossen. Alles ohne Rücksicht darauf, 
ob sie ankommen, wie sie ankommen, ob 
sie und wie sie wirken, wie sie umgesetzt 
werden können. Dass der eine, der den 
Zivildienst abgeleistet hat, zur Bazooka 
greift und nicht zu friedlicheren Mitteln 
und später nach Kleinwaffen schauen 
will, ist schon martialisch.

Was Waffen im Allgemeinen, besonders 
in Händen von Ungeübten, an Negativem 
bewirken können, sie das Ziel oft ver-

fehlen, erschreckt. Oder ist es Ausdruck 
von Unwissenheit und Hilfslosigkeit? 
Vertrauen wird damit nicht geschaffen 
und das ganze Szenario nicht befriedet. 

Neben den finanziellen Hilfsmaßnahmen 
wie Corona-Soforthilfe und Corona-
Schutzschild über die Zuschüsse für 
kleinere Unternehmen, Kredite und 
Bürgschaften für größere Unternehmen, 
gibt es ein breites Spektrum von weite-
ren stützenden Maßnahmen wie verein-
fachtes Kurzarbeitergeld, Möglichkeiten 
der Mietaussetzungen, Grundsicherungs-
leistungen für Soloselbstständige etc. 
und eine Vielzahl von steuerlichen Maß-
nahmen. Wie zielführend sie sein wer-
den, bleibt abzuwarten. 

Deren Vielzahl – und laufend kommen 
neue hinzu – ist kaum überschaubar, ge-
schweige denn handhabbar. Bekommt es 
der steuerliche Berater noch hin, ist der/
die tatsächlich Betroffene, der/die Unter-
nehmer/-in, in dieser sehr belastenden 
Zeit überfordert. 

An die von der Koalition für die Dauer von 
nur 6 Monaten beschlossene Senkung der 
Mehrwertsteuer, die damit verbundenen 
administrativen Aufwendungen und 
Kosten einschließlich der Software- und 
Kassenumstellungen, mag man dabei 
noch gar nicht denken. Und das alles in 

Zeiten von Bonpflicht, Kassen-Nach-
schau, Umsatzsteuer-Nachschau und 
auch von § 14 c UStG (unrichtiger oder 
unberechtigter Steuerausweis). 

Der steuerliche ‚Giftschrank‘ der 
Finanzverwaltung ist Dank des Gesetz-
gebers gefüllt. Dafür gibt es bisher für 
die Betroffenen in dieser Zeit keiner-
lei Erleichterungen, keine Ausnahme-
möglichkeiten, keine Aussetzungen oder 
Ähnliches. 

Fragt man bei der Finanzverwaltung 
nach, stößt man sehr oft auf Abwesen-
heiten bzw. Nichterreichbarkeiten 
(Corona, Homeoffice etc.) oder erhält 
– irgendwie nachvollziehbar - keine Ant-
wort. Ganz offensichtlich lässt man diese
genauso im Stich.

Dafür weist zumindest der Chef der deut-
schen Steuergewerkschaft in einem Inter-

Rainer Eschbach, stv. Bezirksvorsitzender Südbaden

MIT Land
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view jetzt schon darauf hin, dass es Auf-
gabe der Finanzverwaltung der nächsten 
ein bis zwei Jahre sein wird, hier den Miss-
brauch herauszufinden und zu ahnden! 

In diesen schwierigen Zeiten müssen die 
mittelständischen Unternehmer/-innen, 
die für ihr Tun persönlich haften, die 
mittelständischen Unternehmen, die die 
Vielzahl der Arbeits- und Ausbildungs-
plätze zur Verfügung stellen und sichern, 
ihre Steuern und Abgaben im Inland 
zahlen und nicht durch Gestaltungen 
ins Ausland verlagern, nicht noch mehr 
verunsichert werden, sondern entlastet 
und nicht belastet werden. Davon sind 
wir aber weit entfernt. Sie, die das Be-
schlossene umsetzen bzw. anwenden 
müssen, müssen den Nutzen haben und 
dafür alle Unterstützung erhalten. Ohne 
sie wird die Wirtschaft nicht wieder in 
Schwung kommen. 

Deshalb müssen die Entscheidungen und 
das Handeln der Mittelständler jetzt for-

mell und bürokratisch entlastet und von 
gesetzlichen Auflagen befreit werden, 
damit sie einer späteren Überprüfung 
durch die Finanzverwaltung standhalten. 
Sie dürfen gerade in dieser schwierigen, 
von ihnen nicht verschuldeten, Zeit nicht 
noch zusätzlich ins (Steuer-)Strafrecht 
abgedrängt werden. Ihnen muss jetzt ge-
holfen werden.  

Da – trotz des Fehlens eines Impfstoffes 
gegen Corona - heute schon feststeht, 
dass hier sehr hohe Lasten auf uns zu-
kommen, wollen wir Mittelständler uns 
auf diese finanzielle Pandemie recht-
zeitig und umfassend vorbereiten. Wir 
schlagen Warnhinweise - wie sie z. B. in 
der BT-Drucksache 17/12051: „Bericht 
zur Risikoanalyse im Bevölkerungsschutz 
2012“ vom 03.01.2013, dem Bundes-
ministerium des Innern am 21.12.2012 
zugeleitet, im umfangreichen Kapitel 
„Pandemie durch das Virus Modi-SARS“ 
enthalten sind - nicht verantwortungslos 
in den Wind. 

Deshalb fordern wir Mittelständler 
– jetzt und auch künftig - klare und
nachvollziehbare Transparenz darüber, 
welche finanziellen Verpflichtungen
mit den bisherigen Maßnahmen ein-
gegangen worden sind und wie sie
zurückbezahlt werden sollen. Denn
es werden wieder der Mittelstand
und die Mittelschicht sein, die die
Rückzahlungen zusätzlich aufbringen
müssen.

Und wir verlangen, dass es ab sofort 
unterlassen wird, täglich von neuen 
Ankündigungen überrascht zu wer-
den. Das Maß der finanziellen Lasten 
und Belastungen ist übervoll. Aus die-
sem Grund wollen wir von denjenigen, 
denen wir die Ausübung unserer 
Staatsgewalt anvertraut haben, auch 
klar, deutlich und nachvollziehbar wis-
sen, wohin die Reise geht. 

Rainer Eschbach,

Rainer.Eschbach@REStB.de   

MIT Land
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Mobilität während und nach Corona – wenn 
Grenzwerte plötzlich keine Bedeutung haben

Der Shutdown brachte es an den Tag: Trotz 
eklatanten Rückgangs des Individual-
verkehrs blieben die „heiligen“ Grenz-
werte hoch. Dies wurde in der Presse am 
Rande mitunter kommuniziert, aber eine 
unideologische Diskussion, welche Aus-
wirkungen dies auf die geplante Mobilität 
der Zukunft haben könnte, blieb aus. 

Betrachten wir einmal nüchtern die Lage. 
Über die Schummelpolitik verschiedener 
Autohersteller braucht es keine erneute 
Diskussion. Dies ist nicht nur geschehen, 
sondern die Strafe auch an den sinkenden 
Wirtschaftszahlen und Arbeitsplätzen zu 
sehen. Doch es fehlt immer noch die Um-
setzung der Erkenntnis durch Corona.

Innerhalb kürzester Zeit wurde der 
ÖPNV als Gesundheitsrisiko gesehen 
und die Nutzung ging spürbar zurück. 

MIT Land

Bastian Atzger, MIT-Landesvorstandsmitglied und 
Bezirksvorsitzender MIT Württemberg-Hohenzollern

Ruth Baumann, MIT-Landesvorstandsmitglied und 
Bezirksvorsitzende MIT Südbaden
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Nach und nach fanden auch die Abstandsregeln, die bereits 
in vielen Bereichen schon galten, Umsetzung in Bus und 
Bahn. Inwiefern man aber künftig mit dieser Verletzlichkeit 
des öffentlichen Nahverkehrs Abhilfe schaffen will, wurde 
nicht diskutiert.

Güterfernverkehr wurde systemrelevant, da Hamster-
käufe und Quarantäne nicht nur für leere Regale sorgten, 
sondern viele, aus Angst um ihre Gesundheit, „frei Haus“ 
Lieferungen bevorzugten. Es ist zwar für viele schick, re-
gional einzukaufen, doch angenehmer ist es, die Güter 
direkt nach Hause geliefert zu bekommen. Immerhin, die 
Diskussionen über Güterfernverkehr, ob Schiene oder Lkw, 
verstummten.

Das Fahrrad gewann an Bedeutung. Emissionsarm, der 
Gesundheit zuträglich (ersetzt das betriebliche Gesund-
heitsmanagement durch eigenes Tun) wurde vermehrt ge-
nutzt. Die Händler spüren nach erneuter Öffnung ihrer Ge-
schäfte diese Wertschätzung, obgleich es abzuwarten gilt, 
wie lange man wirklich die regionalen Einkäufe mit dem 
Drahtesel erledigen wird. Das Wetter wird es über kurz 
oder lang richten. Rein aus Vorsorge geht man schon mal 
dazu über, bestehende Autostraßen in Flashmops zu Fahr-
radwegen umzuwidmen, was nur in diesem Zusammenhang 
keinen Eingriff in die Straßenverkehrsordnung oder eine 
gar eine Gefährdung darstellt. Schlimmer wäre es, wenn 
der Autofahrer in gleicher Weise den Fahrradweg um-
widmen würde.   

Die E-Mobilität soll immer noch die Standarte der umwelt-
freundlichen Fortbewegung sein. Obgleich man nach den 
negativen Erfahrungen von langen Lieferketten (Masken, 
Medikamenten usw.) die Stärkung und Ausbau des Wirt-
schaftsstandortes Deutschland bzw. Europas als Ziel hat, 
wird die Herkunft der Rohstoffe bei der Batterie diskret aus-
geblendet. Umweltschädigung, Kinderarbeit, Brandgefahr, 
Entsorgung usw. werden plötzlich vernachlässigbar. 

Carsharing als spärlicher Kompromiss, Individualverkehr 
und Autobesitz in Einklang zu bringen, ist in Coronazeiten 
auch an seine Grenzen gestoßen (Hygienevorschriften z. B.). 
Immerhin gibt es aber in vielen Städten schon staatlich re-
glementierte Parkplätze für diese Art der Fortbewegung. 
Stellflächen, die für Autofahrer in Ballungsgebieten Selten-
heitswert haben und daher, wie aktuell Hefe, gesucht sind. 

Um es auf den Punkt zu bringen: Widmen wir uns einer 
Mobilitätsidee, die Raum für verschiedene Lösungen hat. 
Diese kann im städtischen Bereich ÖPNV, Fahrrad oder E-
Auto sein, auf dem Land vielleicht doch ein Verbrennungs-
motor und im Güterverkehr Bahn oder Lkw mit Brennstoff-
zelle. Kombiniert mit klugen Ampelschaltungen wäre unter 
Umständen vielen geholfen. Aber es gilt, ergebnisoffen und 
unideologisch nach Lösungen zu suchen. Ob Handwerker, 
Notarzt, Feuerwehr oder Privatmann: Mobilität ist selten 
Selbstzweck, sondern Notwendigkeit. Es kann vieles ver-
bessert und optimiert werden, wenn man den Wunsch und 
die Notwendigkeit nach Fortbewegung akzeptiert, ana-
lysiert und katalysiert. Es fordert aber auch den Mut, die 
gemeinsame Lösung nach dem Wie zu suchen. Statt nur 
für die eigene Anschauung zu demonstrieren oder diese 
zu ideologisieren, wäre es sinnvoller zu überlegen, ob  
E-Mobilität in Räumen noch ohne Ladestationen wirklich
zielführend ist.

Ruth Baumann, 

r.baumann@baumann-co.de

Bastian Atzger,

info@atzger.eu   

MIT Land
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„Ich bin neu in der MIT, weil …

Thomas Maier (27) studiert an der 
DHBW CAS in Heilbronn den berufs-
begleitenden Studiengang Wirtschafts-
ingenieurwesen (M. Sc.). Im Anschluss 
an sein duales Bachelorstudium als 
Maschinenbauingenieur an der DHBW 
Ravensburg arbeitet er seit 2017 als F&E-
Ingenieur in der zentralen Entwicklung 
für Nutzfahrzeugtechnik bei der ZF 
Friedrichshafen AG. 
In der Jungen Union und der CDU enga-
giert er sich nun seit 2015. Im Bodensee-
kreis ist er Kreisvorsitzender der Jungen 
Union und Beisitzer im Kreisvorstand der 
CDU. 
In der MIT will er sich vor allem für einen 
wettbewerbsfähigen Wirtschaftsstand-
ort Deutschland einsetzen. 

Thomas Maier,

thomas.maier2@zf.com  

Thomas Maier
F&E-Ingenieur
MIT Bodensee 

„… die CDU Deutschland mehr MIT braucht.“ 

Nach dem Studium des Wirtschafts-
ingenieurwesens stieg Markus Mader 
(43) im Jahre 1999 beim deutschen Ma-
schinen- und Anlagenbauer Voith ein.
2003 übernahm er innerhalb der Division
Voith Turbo die kaufmännische Leitung
für den Bereich Busantriebe und zusätz-
lich das Supply Chain Management. 2011 
wechselte Mader als CFO des globalen
Consumable Geschäftes „Fabrics and
Rolls Systems“ zu Voith Paper, ab 2014
war er als CFO für den Anlagenbau des
weltweiten Papiermaschinengeschäftes
verantwortlich. Seit 2018 ist er Mitglied
der Voith Hydro Geschäftsführung, zu-
ständig für den Bereich Finanzen und
Controlling, die Resorts Mergers & Ak-
quisitions, IT sowie Risikomanagement
und Compliance.
Neben seiner beruflichen Tätigkeit enga-
giert sich Markus Mader seit 18 Jahren
in der Kommunalpolitik als Gemeinderat
seiner Heimatgemeinde Dürrlauingen.

Markus Mader  

Mit Veronika Debatin (50) befindet 
sich die Anton Debatin GmbH in der 
3. Generation im Familienbesitz. Das
Unternehmen hat sich in fast 100 Jah-
ren vom Hersteller von Papiertüten
zu einem der führenden Produzenten
von Verpackungsmaterial mit 260 Mit-
arbeitern und Mitarbeiterinnen ent-
wickelt. Außer in Bruchsal ist es an
weiteren Standorten in Frankreich ver-
treten. Das Unternehmen hat sich stets
weiterentwickelt und schon Wert auf
Nachhaltigkeit und Recycling gelegt,
als das Thema noch nicht in den Medien 
präsent war. Besonderen Wert legt die
Firma Debatin auf ihre Verantwortung
gegenüber ihren Mitarbeitern und Mit-
arbeiterinnen. So ist sie z. B. zertifiziert 
im Audit Beruf und Familie und enga-
giert sich im Bündnis für Familie der
Stadt Bruchsal. Frau Debatin hat das
Unternehmen in 2016 übernommen,
vorher war sie in der Ministerialver-
waltung NRW tätig.

Veronika Debatin, 

veronika@debatin.de

www.debatin.de  

Markus Mader
Executive Vice President & CFO
MIT Heidenheim

Veronika Debatin
Unternehmerin 
MIT Karlsruhe-Land

„… die Soziale Marktwirtschaft das Rück-
grat sowohl für die Unternehmen als auch 
die Gesellschaft in Deutschland ist.“

„... mittelständische Familienunternehmen 
eines starken Sprachrohrs bedürfen.“
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Dr. Susanne Eisenmann

Aus der Krise lernen:  
den Wirtschaftsstandort Deutschland stärken

Die Corona-Pandemie und die Maß-
nahmen zu ihrer Eindämmung haben 
weltweit erhebliche Einschnitte in der 
Wirtschaftsleistung zur Folge. Deutsch-
land mit seinen international stark ver-
flochtenen Unternehmen ist davon be-
sonders hart betroffen. Immer wieder 
ist derzeit die Rede davon, dass die Wirt-
schaft „wiederaufgebaut“ werden müsse. 
Ich finde, dass dieses Bild in die Irre 
führt, denn unsere Wirtschaft liegt nicht 
in Trümmern. Nach der Vollbremsung im 
März rollt sie aber nur wieder langsam an. 
Die Wirtschaft braucht daher Hilfen und 
kraftvolle Impulse. Wir als Union haben 
uns im Bund wie im Land erfolgreich 
dafür eingesetzt, dass diese kommen. 

Die unionsgeführte Bundesregierung 
hat ein Paket im Volumen von insgesamt 

130 Milliarden Euro auf den Weg ge-
bracht, das ich für richtig gut halte, weil 
es sehr ausgewogen ist. Das Paket setzt 
starke Anreize gegen die Rezession, be-
inhaltet Impulse für den digitalen und 
ökologischen Fortschritt, hilft vor Ort 
durch den Ausgleich der Gewerbesteuer-
Ausfälle der Kommunen und entlastet 
Unternehmen und Verbraucher, zum 
Beispiel bei den Stromkosten. Durch 
die befristete Absenkung der Mehr-
wertsteuer von 19 auf 16 % im zweiten 
Halbjahr 2020 soll die Nachfrage an-
gekurbelt werden. Die Reduzierung der 
Mehrwertsteuer hilft Unternehmen 
und Verbrauchern gleichermaßen und 
begünstigt nicht einseitig einzelne 
Branchen. Zugleich entfaltet sie eine 
Hebelwirkung, weil sie einen Anreiz für 
größere Investitionen setzt.

Der Bund stellt im Rahmen seines Kon-
junkturprogramms 25 Milliarden Euro 
für Liquiditätshilfen für kleinere und 
mittlere Unternehmen bereit. Das ist ein 
starkes Signal. Unsere mittelständisch 
geprägte und innovationsstarke Wirt-
schaft in Baden-Württemberg und die 
damit verbundenen Arbeitsplätze zu er-
halten, ist mir ein besonderes Anliegen. 
Deshalb haben wir auf meine Initiative 
hin schon zu einem sehr frühen Zeit-
punkt einen Rettungsschirm für Baden-
Württemberg in Höhe von 5 Milliarden 
Euro aufgespannt und damit ein Sofort-
hilfeprogramm für Soloselbstständige 
sowie kleine und mittlere Unternehmen 
auf den Weg gebracht. Dass der Bund 
nun einen weiteren Beitrag leistet, um 
die Wirtschaft im Land in die Zukunft zu 
führen, freut mich umso mehr.

Dr. Susanne Eisenmann, Ministerin für Kultus, Jugend und Sport sowie CDU-Spitzenkandidatin

Landespolitik
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Die „Sozialgarantie 2021“ ist ein wei-
terer wichtiger Bestandteil des Pakets. 
Die Sozialversicherungsbeiträge sind bis 
2021 bei maximal 40 % gedeckelt. Damit 
verhindern wir, dass Arbeit in Deutsch-
land noch teurer wird und stärken damit 
den Wirtschaftsstandort Deutschland. 
In der Krise ist offenkundig geworden, 
dass Deutschland in erschreckender 
Weise vom Import einfacher Hygiene- 
und Massenprodukte abhängig ist. Eine 
weitsichtige Standortpolitik muss dafür 
sorgen, dass wieder mehr im Inland pro-
duziert wird. Das erhöht die Versorgungs-
sicherheit und das schafft Arbeitsplätze. 
Wir müssen daher auch über die Krise 
hinaus über eine steuerfinanzierte Ab-
senkung der Sozialversicherungsbeiträge 
nachdenken.

Die Corona-Pandemie hat uns außerdem 
vor Augen geführt, dass Wirtschaft, Ge-
sellschaft und vor allem der Staat bei 
der Digitalisierung deutlichen Nach-
holbedarf haben. Nur wenn wir es als 

Staat schaffen, die digitale Infrastruktur 
bereitzustellen und in Zukunftstechno-
logien zu investieren, kann der Wirt-
schaftsstandort Deutschland mit seinen 
hohen Arbeits- und Energiekosten auch 
in der globalen Welt von Morgen be-
stehen. Auch hier liefert der Bund auf Be-
treiben der Union mit seinem Zukunfts-
programm einen wichtigen Impuls.

Weiter will der Bund Investitionen vor-
ziehen. In der Vergangenheit haben 
wir aber oft feststellen müssen, dass 
öffentliche Gelder entweder gar nicht 
vollständig abgerufen werden konnten 
oder die Vergabe- und Planungsver-
fahren viel zu lange dauerten. Der Bund 
will nun zum Glück das Vergaberecht 
temporär vereinfachen und sich im 
Rahmen der deutschen Ratspräsident-
schaft für eine Vereinfachung des Euro-
päischen Planungsrechts einsetzen. Für 
mich ist dies ein entscheidender Schritt 
zur Stärkung des Wirtschaftsstandorts 
Deutschland. Wir sollten es nicht bei 

den jetzt vorgesehenen temporären Ver-
einfachungen belassen. Unser Ziel muss 
sein, zu einem dauerhaften Bürokratie-
abbau zu kommen. 

Alle diese Programme sind richtig, sie 
kosten aber viel Geld. So wenig wir uns 
aus der Krise sparen können, so wenig 
können wir den Wirtschaftsstandort 
Deutschland dauerhaft mit staatlichen 
Mitteln attraktiv machen. Wir müssen 
einen anderen Weg gehen – einen, der 
kein Geld, aber Mut und Ausdauer kos-
tet. Wir müssen Deutschland aus der 
Komplexitätsfalle führen. Das bedeutet, 
dass wir Entscheidungen schneller tref-
fen, das Rechtssystem vereinfachen und 
Verfahren in Verwaltung und Justiz be-
schleunigen. Kurz: Wir müssen unserer 
Wirtschaft wieder mehr Luft zum Atmen 
geben, damit sie sich entfalten kann.

Dr. Susanne Eisenmann,

susanne.eisenmann@cdu-bw.de,

www.cdu-bw.de/personen/spitzenkandidatin  

Landespolitik

Herzlich Willkommen im Golfclub Marhördt,
der Golfclub Marhördt bietet Ihnen alles, was das anspruchsvolle Genießerherz 
sich wünscht. Fernab von Hektik und Verkehrslärm liegt die traumhafte Golf-
anlage, auf der Sie in Ruhe ihren Ball einlochen können. Nach der sportlichen 
Herausforderung begrüßt Sie unser Küchenteam mit exquisiten Speisen und 
Getränken. Lassen Sie sich von uns verwöhnen, wir freuen uns auf Ihren Besuch!
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Claus Paal MdL

Wirtschaftsstandort  
Baden-Württemberg:  
Zukunftsinnovationen 
und Klimaschutz

Auch in der Corona-Krise gilt: Baden-
Württemberg steht für Innovation 
und wirtschaftliche Dynamik. Unsere 
Stärke liegt seit jeher in einem ge-
sunden Mix aus kleinen und mittleren 
Unternehmen sowie Großkonzernen. 
In einer Vielzahl von Branchen der 
industriellen Hochtechnologie sind 
wir weltweit führend dank einer jahr-
zehntelangen Spitzenposition in der 
wirtschaftsnahen Forschung und Ent-
wicklung. Diese Innovationskultur hat 
uns groß gemacht und mit ihr wird es 
uns auch gelingen, aus dieser Krise ge-
stärkt hervorzugehen. Das ist unser 
klares Ziel und dafür werden wir die 
Weichen richtig stellen.
Die CDU-Landtagsfraktion setzt sich 
daher dafür ein, dass wir gerade jetzt 
unsere Unternehmen dabei unter-

stützen, verstärkt in innovative Zu-
kunftstechnologien zu investieren. In 
besonderem Maße gilt das für unseren 
Wirtschaftsmotor Nr. 1 im Land: die 
Automobilindustrie. Die Branche be-
findet sich seit geraumer Zeit in einem 
großen strukturellen Umbruch; die 
Frage nach der Mobilität der Zukunft 
stellt unser ganzes Land vor eine große 
Herausforderung. Wenn wir in diesem 
Bereich auch weiterhin eine Rolle in 
der Welt spielen wollen, müssen wir 
hier die richtigen Investitionsanreize 
setzen – und zwar technologieoffen. 
Fahrzeuge mit Verbrennungsmotoren 
müssen genauso weiterentwickelt 
werden wie die Elektromobilität 
sowie Wasserstoff- bzw. Brennstoff-
zellenantriebe. Das schließt auch die 
weitere Forschung und Produktion 

von Batteriezellen und synthetischen 
Kraftstoffen mit ein, die beide gleich-
sam Schlüsseltechnologien für die 
Mobilität der Zukunft sind.

Zukunftstechnologie Klimaschutz
Darüber hinaus müssen wir auch 
in viele weitere Zukunftstechno-
logien investieren wie Digitalisie-
rung, Künstliche Intelligenz, Luft- und 
Raumfahrt, erneuerbare Energien 
sowie insbesondere in die Umwelt- 
und Klimaschutztechnik. Gerade in 
diesem Bereich werden sich zukünftig 
gigantische Chancen bieten, da hier die 
weltweite Nachfrage steigen wird. Die 
baden-württembergische Wirtschaft 
setzt mit Umweltschutztechnik jedes 
Jahr bereits mehr als 13 Milliarden 
Euro um – Tendenz steigend. Wir brau-
chen mehr von diesen Technologien, 
die wir weltweit verkaufen können. 
Das ist der baden-württembergische 
Weg einer Klima- und Umweltschutz-
politik, der auch unserer Wirtschaft zu 
Gute kommt.

Eine Klimaschutzstiftung für 
Baden-Württemberg
Um diesen Weg zu unterstützen, 
wird es ab Januar 2021 eine Klima-
schutzstiftung in Baden-Württem-
berg geben. Vor gut eineinhalb Jah-
ren – im Januar 2019 – hatte ich ein 

Claus Paal MdL, Sprecher für Wirtschaftspolitik 
und Vorsitzender des Arbeitskreises Wirtschaft, 
Arbeit und Wohnungsbau der CDU-Fraktion

Landespolitik

Schwingungstechnik - Eine gute Verbindung
Primär- & Sekundärfedersysteme und Gummi-Metall-Elemente

zur Schwingungs- und Schallreduzierung
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erstes Konzept dafür erarbeitet und 
freue mich nun sehr, dass meine Idee 
Wirklichkeit wird. Ziel der Stiftung 
ist es einerseits, die baden-württem-
bergische Landesverwaltung bis 2025 
klimaneutral zu machen. Das Land 
wird dazu entsprechend des CO2-Aus-
stoßes, den Gebäude, Dienstreisen, 
Dienstfahrzeuge und landeseigene 
Unternehmen verursachen, Geld in 
die Stiftung einbezahlen. Mit eige-
nen Projekten wird die Stiftung dann 
diesen CO2-Ausstoß kompensieren. 
Die Stiftung steht andererseits aber 
auch Privatpersonen, Unternehmen, 
Kommunen, Landkreisen und anderen 
Einrichtungen offen. Auch sie können 
durch freiwillige Zahlungen an die Stif-
tung ihren CO2-Ausstoß kompensie-
ren. Besonders für kleine und mittel-
ständische Unternehmen ist diese 
Option interessant. Diese Betriebe 
können Maßnahmen zur CO2-Reduk-
tion nur langsam umsetzen. Gleich-
zeitig werden viele Großkonzerne in 
Zukunft von ihren Zulieferern aber 
nachweisbare Klimaneutralität ver-
langen. Hier kommt das Dienst-
leistungsangebot der Stiftung genau 
zur richtigen Zeit.
Die Stiftung wird in erster Linie in 
Baden-Württemberg in die Reduzie-
rung, Verhinderung und Kompensa-
tion von CO2 investieren. Denkbar 
sind Wiederaufforstungen, Moor-Re-
naturierungen oder der Humusaufbau 
auf landwirtschaftlichen Flächen, aber 
auch die Förderung energetischer Sa-
nierungen von Landesliegenschaften, 
die Umstellung des Landesfuhrparks 
auf klimaneutrale Antriebe oder auch 
Investitionen in die erneuerbare 
Energieerzeugung. Zusätzlich kann 
die Stiftung die Forschung und Ent-
wicklung von Klimaschutztechnologie 
fördern - vorzugsweise unter Mitarbeit 
von Einrichtungen und Unternehmen 
aus Baden-Württemberg. Auf diese 
Weise wird unsere expandierende 
Umwelttechnikbranche weitere Im-
pulse erhalten.
Zur Finanzierung der Stiftung sind im 
aktuellen Landeshaushalt 2020/2021 
bereits 50 Millionen Euro eingeplant. 
Organisatorisch wird sie als Treuhand-
stiftung der Baden-Württemberg Stif-

tung eingerichtet. Damit können wir auf 
bewährte Strukturen zurückgreifen und 
sparen Verwaltungskosten ein.

Chancen und Ausblick
Die Einrichtung der Klimaschutzstiftung 
ist nicht nur ein sehr wichtiger Beitrag zu 
echtem Klimaschutz für unser Land. Sie 
ist vor allem auch durch ihre wirtschafts-
politische Komponente eine nicht zu ver-
achtende Zukunftsinvestition, die Baden-
Württemberg ökologisch wie ökonomisch 

starken Auftrieb geben wird. Wir werden 
dadurch eine Vorreiterrolle beim Klima-
schutz einnehmen und gleichzeitig einen 
Beitrag zur Zukunftsstärkung unserer 
Wirtschaft leisten – damit wir auch in den 
kommenden Jahrzehnten die europäische 
Innovationsregion Nr. 1 und einer der Top-
Wirtschaftsstandorte weltweit bleiben.

Claus Paal MdL,

claus.paal@cdu.landtag-bw.de,

www.claus-paal.de  

Stiftung Klimaschutz Baden-Württemberg ab 2021 

Landespolitik
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Siegfried Lorek MdL 

Polizeiarbeit während der 
Corona-Pandemie

Die Covid-19-Pandemie mit ihren Fol-
gen für den Arbeitsalltag machten auch 
vor der Polizeiarbeit keinen Halt. Denn 
es war von Beginn an klar: Auch An-
gehörige der Polizei können erkranken 
oder in Quarantäne geschickt werden. 

Um die Sicherheit der Menschen in Ba-
den-Württemberg auch während der 
Pandemie zu gewährleisten, wurden 
bei der Polizei geeignete Maßnahmen 
ergriffen. Am Landespolizeipräsidium 
wurde dafür eine Projektgruppe „Co-
rona“ eingerichtet, zu deren Aufgaben 
die Erarbeitung eines Handlungs-
konzepts für die Dienststellen der 
Polizei schon zu Beginn des Infektions-
geschehens in Deutschland zählte. 
Darin wurden unter anderem Regelun-
gen zu Besprechungen, dienstlichen 
Veranstaltungen oder Fortbildungen 
in Abhängigkeit der Infektionszahlen 
geregelt. Dazu wurden Dienstpläne an-
gepasst und ein Meldewesen für Covid-
19-Fälle in der Polizei etabliert. Allen
Polizeibeamtinnen und -beamten wur-
den in Anlehnung an die Empfehlungen

des Robert-Koch-Instituts laufend ak-
tualisierte Verhaltenshinweise für den 
Infektionsschutz übermittelt. 

Dazu musste wie in anderen Bereichen 
auch bei der Polizei eine geeignete 
Schutzausrüstung beschafft werden. 
Aufgrund der überall hohen Nachfrage 
war dies eine Herausforderung. Im 
weiteren Verlauf der Pandemie wurde 
zusätzlich beim Kriminaltechnischen 
Institut des Landeskriminalamts ein 
polizeiinternes SARS-CoV-2-Testver-
fahren etabliert. Dadurch konnten 
Tests ohne größere Wartezeiten durch-
geführt werden.

Mit Blick auf die Aufgaben der Polizei 
kam insbesondere die Kontrolle der Re-
gelungen der Corona-Verordnung der 
Landesregierung hinzu. Vor allem die 
Vorgaben zum Aufenthalt im öffentli-
chen Raum beschäftigten die Polizei-
beamtinnen und –beamten regelmäßig. 
Über das Wochenende des 1. Mai kon-
trollierte die Polizei beispielsweise 
15.399 Personen. Davon sahen an-

schließend 941 einer Anzeige entgegen. 
Insgesamt hielt sich die überwiegende 
Mehrheit der Menschen in Baden-
Württemberg an die Regelungen, des-
halb zog auch das Innenministerium 
regelmäßig ein zufriedenes Fazit. 
Neben den allgemeinen Kontrollen 
der Corona-Verordnung war die Polizei 
auch bei verschiedenen Demonstratio-
nen gegen die Regelungen gefordert, 
um die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung zu gewährleisten. Dabei ver-
lief der Großteil der Demonstrationen 
weitgehend friedlich.
Schließlich wurde der Alltag der Polizei-
beamtinnen und –beamten durch die 
stetig wachsende Zahl an Verordnungen 
und Regelungen nicht einfacher. Daher 
habe ich den Vorstoß unserer Spitzen-
kandidatin, Dr. Susanne Eisenmann, die 
Regeln nachhaltig zu vereinfachen, auch 
sehr unterstützt. Wir sollten nicht mehr 
Ausnahmen von Verboten erlassen, 
sondern grundsätzlich das Leben nor-
mal erlauben und dort, wo nötig, ein-
fache Regeln festlegen. Nachvollzieh-
bare Regelungen erleichtern auch die 
weitere Arbeit der Polizei. 

Für Ihre wichtige Arbeit und Ihren 
Einsatz während der Pandemie danke 
ich allen Polizeibeamtinnen und 
–beamten.

Siegfried Lorek MdL,

siegfried.lorek@cdu.landtag-bw.de,

www.siegfried-lorek.de  

Siegfried Lorek MdL, u. a. Sprecher für Bevölke-
rungsschutz, Krisenmanagement und Polizeiwesen 
der CDU-Fraktion
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Das Besondere ist unsere Stärke

Unser Unternehmen ist im Bereich des Sondermaschinenbaus auf die 
Fertigung von Prototypen und Serien für verschiedenste Anwendungsbereiche 
des Stahlbaus spezialisiert. Im Fräsbereich bearbeiten wir Schweißkonstruktionen 
für sämtliche Industriezweige.

Präzision und Bearbeitungsqualität sind nicht nur das Anforderungsprofi l 
unserer Kunden, sondern vor allem der Anspruch unseres Unternehmens.

Fräsen und Schweißen von 
Maschinenteilen bis zu Abmaßen von

x= 10.000 mm
y= 3.000 mm
z= 1.500 mm

Montagefertige Herstellung von 
Maschinenbauteilen bis 10t.

Wir freuen uns auf Ihre Anfrage. 

Brobeil GmbH&CoKG · Maschinenbau · Wolfgrubenstraße 7 · 88525 Heudorf · Tel 07371/9536-0 · www.brobeil-maschinenbau.de

Fräsen einer Linearführung an einem Ausleger
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Dr. Patrick Rapp MdL

Konjunkturprogramme - 
Zukunft gestalten

Die Bundesregierung hat nun ihre Kon-
junkturprogramme vorgestellt. Diese 
sind sicherlich anders ausgefallen, als 
es viele im Vorfeld erwartet hatten. Mit 
einer Mehrwertsteuersenkung werden 
gerade die privaten Haushalte unter-
stützt und zum Konsum angeregt. Die 
Prämie für Familien mit Kindern geht 
in eine ähnliche Richtung. Geschuldet 
ist dies insbesondere der Situation 
in der Kinderbetreuung während der 
Pandemiephase.
Nun stehen die Gespräche im Land 
um eventuelle Konjunkturprogramme 
an. Klar ist dabei, dass die Mittel im 
Landeshaushalt ebenfalls begrenzt 
sind. Um so wichtiger ist es somit, 
dass die zur Verfügung stehenden 
Mittel effizient und mit Bedacht ein-
gesetzt werden. Hierbei wird es von 
Bedeutung sein, die Gelder so einzu-
setzen, dass verschiedene Bereiche 
gleichzeitig abgedeckt werden kön-
nen. Eine einseitige Betrachtung der 
Mittelverwendung, wie sie bisher vom 
Koalitionspartner praktiziert wurde, 
wird nicht mehr möglich sein. 

Bei allen anstehenden Programmen müs-
sen Klima- und Umweltschutzaspekte 
mit ökonomischen Zielsetzungen für 
unsere Wirtschaft mit Bedacht berück-
sichtigt werden. Wir haben gerade in 
der jetzigen Phase die Möglichkeit, Fehl-
stellungen zu korrigieren. Es wird auf die 
Union ankommen, damit die wichtigen 
ökologischen Kriterien nicht als alleinige 
Auswahl für die Erstellung von Konjunktur-
programmen herangezogen werden. Das 
gesellschaftliche Ziel, die wirtschaftlichen 
Bereiche wieder ans Laufen zu bringen, 
muss auf Augenhöhe gesehen werden. Es 
geht um Ausgewogenheit und Weitblick - 
aber auch um Effizienz und ein pragmati-
sches Vorgehen. 

Aber finanzielle Unterstützung wie auch 
Steuererleichterungen sind nur ein As-
pekt. Ein anderer kommt in der der-
zeitigen Diskussion leider zu kurz. Auch 
Bürokratie und in einigen Bereichen ein 
Regulierungswirrwar sind Hürden für 
wirtschaftliche Prosperität. Auch hier 
kann die jetzige Situation eine Chance 
darstellen. An welcher Stelle können wir 

Unternehmen durch Bürokratieabbau 
unterstützen? An welchen Stellen gibt es 
Regulierungen, die zu hinterfragen sind? 
Dabei geht es nicht darum, allem und 
jedem freien Lauf zu lassen. Aber Büro-
kratie ist mit Kosten verbunden und an 
der einen oder anderen Stelle auch mit 
nicht unerheblichen Einschränkungen, 
die das Wirtschaften erschweren. Und 
auch hier sollten wir genauer hinschauen 
- denn auch der Abbau von Bürokratie ist
ein Konjunkturprogramm.

Dr. Patrick Rapp MdL,

kontakt@patrick-rapp.eu,

www.patrick-rapp.eu  

Dr. Patrick Rapp MdL, u. a. Sprecher für Länd-
lichen Raum, Forstpolitik und Tourismus der 
CDU-Fraktion
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Raimund Haser MdL 
Transformation braucht Mut

Wie wir Tugenden aus der Krisenbewältigung 
für die Neuausrichtung unserer Technologie-
wirtschaft nutzen

Losgelöst von den aktuellen wirtschaftlichen Folgen der 
Pandemie beschäftigt uns als CDU spätestens mit dem Ein-
stieg in den heißen Herbst vor der Landtagswahl die Frage, 
welche Themen neben der Inneren Sicherheit diesen Wahl-
kampf bestimmen werden. Eines ist sicher: Umwelt- und 
Klimaschutz werden dabei eine wichtige, gleichbedeutende 
Säule neben dem Thema Wirtschaft und Digitalisierung 
bilden. Während letzteres eher die Ratio anspricht, ist 
ersteres zwar ebenfalls ein komplexes und faktenreiches, 
am Ende aber dennoch emotionales Thema. Darin liegt 
für eine konservative, wirtschafts- und ordnungspolitisch 
aufgestellte Partei wie der CDU die Schwierigkeit: Auf 
dem eigenen, eher rationalen Spielfeld zu punkten, ohne 
den Eindruck zu erwecken, das andere, eher emotionalere 
Thema habe für uns eine untergeordnete Bedeutung. Denn 
die Wahlentscheidung wird viel häufiger im Bauch als im 
Kopf getroffen.

Das 21. Jahrhundert ist wie gemacht, um uns aus dieser 
Zwickmühle zu befreien. Lange Zeit ging man davon aus, 
eine prosperierende Wirtschaft und der Einsatz für eine 
intakte Natur schlössen sich aus. Entweder Strom oder 
Klima, entweder Wirtschaftswachstum oder Greenpeace. 
Heute wissen wir, dass beides zusammengehen muss - und 
wir wissen, dass es geht. Wenn wir schon als rohstoffarmes 
Land zum weltweiten Spitzenreiter in der Automobilwirt-
schaft geworden sind - was hält uns davon ab, die ersten zu 
sein, die saubere Bilanzen und saubere Luft vorzeigen kön-
nen? Technologien wie Wasserstoff, erneuerbare Wärme- 
und Stromerzeugung, Kreislaufwirtschaft, Ressourcen-
effizienz, die Vermeidung unnötiger CO2-Ausstöße in den 
beiden großen Feldern Mobilität und Wohnen - all das ist 
technisch umsetzbar, wirtschaftlich sinnvoll und in Sa-
chen Umwelt höchste Eisenbahn. Wandel benötigt aber 
immer auch eine wandelbereite Gesellschaft. Mit unserem 
Menschenbild von der Eigenverantwortung und der Tat-
kraft des Einzelnen sind wir gut gerüstet, diesen Wandel 
auch gesellschaftlich gut anzugehen.

Was wir also brauchen, ist nicht die künstliche Ver-
schmelzung von Haltungen, die nicht zusammenpassen. 
Sondern eine Politik, die aus der Not einer sich zu unserem 
Nachteil verändernden Natur eine Tugend für die eigene 
und damit auch für die weltweite Technologiewirtschaft 
macht.

Dieser Wandel wird ohne die CDU nicht funktionieren. 
Wie sehr die CDU Transformation und Krise kann, wie sehr 
diese Partei durch die tiefe Vernetzung in Wirtschaft und 
Gesellschaft die richtigen Entscheidungen zur rechten 
Zeit treffen kann - das zeigt das Engagement und der Er-
folg unserer Regierungsbeteiligungen in Land und Bund. 

Raimund Haser MdL, u. a. Naturschutzpolitischer Sprecher der CDU-Fraktion

Landespolitik
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Während andere Parteien noch Dialogforen angeboten 
und Krisengipfel gefordert haben, hatten wir die Rezepte 
schon umsetzungsreif in der Tasche. Die Transformation 
einer fast ausschließlich CO2-basierten Wirtschaft hin zu 
einem nachhaltigen Wirtschafts- und Lebensmodell, das 
Generationen lang tragen wird, ist ein organisatorischer, 
technischer, politischer und gesellschaftlicher Kraftakt, für 
den man Mut, Tatkraft, Ausdauer, Zielwasser und damit die 
CDU braucht.

Die Beschäftigung mit dieser neuen Zukunft, die unse-
re Handschrift trägt, bringt uns auch zurück zu unseren 
Wurzeln. Der Schutz des Lebens und seiner Zutaten ist 
eine ausgesprochen christliche Haltung. Vom Hl. Thomas 
von Aquin über den Franziskanischen Sonnengesang bis 
zu Johannes Paul II. durchzieht die Achtung vor allem, was 
lebt, unsere Geschichte. Und ähnlich wie in der Flücht-
lingskrise eben auch „unsere Leute“ diejenigen waren, 
die ehrenamtlich eingesprungen sind, so müssen wir auch 
heute gar nicht erst die Historie bemühen, um die CDU als 
eine im wahrsten Sinne des Wortes nachhaltige Partei zu 
begreifen. Schauen wir uns einfach unseren Alltag an: Um 
sich an Blühmischungen, regionalem Biogemüse und intak-
ten Wäldern zu erfreuen, bedarf es keines bunten Partei-
buchs, sondern lediglich eines stabilen inneren Kompasses. 

Raimund Haser MdL,

raimund.haser@cdu.landtag-bw.de,

www.raimundhauser.de  

Landespolitik
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Fabian Gramling MdL

Heute die 
Weichen 
für morgen 
stellen 

Der Wirtschaftsstandort Deutschland 
ist verwundbar. Das wurde selten so 
deutlich, wie in der Corona-Pandemie. 
Wir sind und bleiben in hohem Maße 
von unserem Export abhängig. Es ist 
deshalb wichtig, dass die Wirtschaft in 
unseren europäischen Nachbarländern 
schnellstmöglich wieder anläuft. Wir 
sind insbesondere durch unsere star-
ken mittelständischen Zulieferer eng 
mit ihnen vernetzt. Unterbrochene 
Lieferketten sind extrem schmerzhaft 
für unsere Wirtschaft. Es geht jetzt 
aber auch darum, dass wir aus den 
Rückschlägen der Krise lernen. Den 
wirtschaftlichen Bruch müssen wir als 
Chance begreifen und heute die Wei-
chen für morgen stellen. 

Wir kehren gerade Schritt für Schritt zur 
Normalität zurück und machen uns Ge-
danken über unsere Zukunft. Wie kom-
men wir möglichst gut aus der Krise? 
Welche Lehren ziehen wir aus der Krise? 
Wie schaffen wir es, gemeinsam die rich-
tigen Weichen für die Zukunft zu stellen? 

Für uns muss gelten, dass wir unser 
Exportvolumen in den nächsten Jah-
ren stabilisieren oder sogar ausbauen. 
Das funktioniert nur, wenn wir unse-
re Wirtschaft nachhaltig aufstellen, 
in neue Technologien investieren und 
die hiesige Forschung fördern. Zu die-
sem Weg gehört auch die Einsicht, 
dass der Verbrennungsmotor nicht 
die Zukunftstechnologie ist. Es wird 

weiterreichende Konsequenzen für 
unsere Automobilindustrie und die 
zahlreichen Zulieferer haben, wenn 
wir unsere Wirtschaft nicht recht-
zeitig transformieren und zukunfts-
fähig aufstellen. Unser Anspruch muss 
sein, dass wir bei neuen Technologien, 
beispielsweise im Bereich der Wasser-
stofftechnologie oder IoT, zum welt-
weiten Vorreiter werden. Das Poten-

Fabian Gramling MdL, Sprecher für Arbeitsmarkt und Fachkräfte der CDU-Fraktion

Landespolitik
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zial haben wir allemal – wir müssen es 
nur nutzen! Vor diesem Hintergrund 
ist es richtig und wichtig, dass neben 
all den kurzfristigen Maßnahmen in 
den Konjunkturpaketen des Bundes 
und der Länder auch mittel- und lang-
fristige Milliardenpakete für Techno-
logie- und Innovationsförderung vor-
gesehen sind.

Eine weitere Weiche ist die duale Aus-
bildung, die schon vor der Corona-
Pandemie in unruhiges Fahrwasser 
geraten ist. Ich habe das Thema in 
verschiedenen Wifo-Ausgaben auf die 
Agenda gebracht und werde es in den 
politischen Debatten auch weiterhin 
dort halten, weil es entscheidend sein 
wird, dass wir unsere Fachkräfte auch 
weiterhin in Deutschland ausbilden. 
Warum? Wer weiter exportieren will, 
muss auch weiterhin qualitativ hoch-
wertig produzieren. Die Marke „Made 
in Germany“ darf nicht in Vergessen-
heit geraten!

Die Corona-Pandemie hat die Sorge 
vor dem Fachkräftemangel verschärft. 
Der Bundesagentur für Arbeit wurden 
im Mai 2020 lediglich 463.000 Aus-
bildungsstellen gemeldet. Das sind 9 % 
weniger als noch vor einem Jahr. Hinzu 
kommt, dass viele Auszubildende zu 
den Verlierern der Krise gehören, weil 
ihnen aufgrund von Insolvenzen oder 
Sparmaßnahmen droht, ihren Aus-
bildungsplatz zu verlieren. Für mich 
sind die angekündigte Prämie pro Aus-
bildungsplatz der Bundesregierung 
und der Vorschlag unserer Landeswirt-
schaftsministerin Dr. Nicole Hoffmeis-
ter-Kraut für ein millionenschweres 
Hilfsprogramm „Berufliche Aus-
bildung“ des Landes alternativlos, um 
dafür zu sorgen, dass Auszubildende 
trotz der derzeit schwierigen Situation 
ihre Ausbildung fortsetzen und ihre 
Prüfung ablegen können.

Es wird aber auch unabhängig von den 
Einschlägen durch die Corona-Pande-
mie weiter darum gehen, dass wir die 
vorhandenen Ausbildungsplätze über-
haupt erst besetzen. Das war in den 
vergangenen Jahren vielerorts nicht 
der Fall und wird auch dieses Jahr 
nicht überall möglich sein.  Wir müs-

sen weiter am Image der dualen Aus-
bildung arbeiten, es verbessern, mehr 
Jugendliche für eine duale Ausbildung 
gewinnen und damit einen Beitrag 
leisten, um die Zahl der dringend be-
nötigten Fachkräfte in unserem Land 
zu steigern. Mir ist es wichtig, jungen 
Menschen wieder stärker die Chancen 
und Möglichkeiten der Ausbildung 
aufzuzeigen. Bei aller Bedeutung und 
Wichtigkeit von BAföG und Studen-
ten-Ticket ist in den letzten Jahren 
bei vielen der Eindruck entstanden, 
dass uns die duale Ausbildung nicht 
so viel wert ist wie ein akademischer 

Bildungsabschluss. Deshalb hat es 
mich auch mehr als geärgert, dass bei 
der Diskussion um die Schulöffnung 
für die Abschlussklassen in der Pres-
se häufig nur von den Abi-Prüfungen 
gesprochen wurde. Das ist falsch! Der 
Mensch beginnt nicht erst mit dem 
Abitur und es ist auch nicht das Ziel 
aller, im Lebenslauf einen Studien-
abschluss stehen zu haben. Und das ist 
auch gut so!

Fabian Gramling,

fabian.gramling@cdu.landtag-bw.de,

www.fabian-gramling.de  
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Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL

„Das Konjunkturpaket für 
Deutschland – gut für Baden-
Württemberg!“

Die Bundesregierung legt im Kampf 
gegen die Folgen der Corona-Pandemie 
in den Jahren 2020 und 2021 ein Kon-
junkturpaket im Umfang von 130 Mil-
liarden Euro auf. Das ist ein gewaltiges 
Kraftpaket. 
Besonders hervorheben möchte ich 
dabei das Zukunftspaket in Höhe von 
50 Milliarden Euro. Diese Investitionen 
fließen in Forschung und Innovationen 
und damit gerade auch in die Zukunft 
des Wirtschaftsstandorts Baden-Würt-
temberg. Ich denke dabei vor allem an 
die neue Wasserstoffstrategie des Bun-
des, die Künstliche Intelligenz oder die 
Quantentechnologie. 
Um die Vielfalt unserer kleinen und 
mittelständischen Unternehmen im 
Land zu sichern, legt der Bund ein Pro-
gramm für Überbrückungshilfen in Höhe 
von 25 Milliarden auf. Diese Hilfen sol-
len Insolvenzen wegen des Corona-be-
dingten Umsatzausfalls im Mittelstand 
verhindern.  
Unsere Kreise, Städte und Gemeinden 
sind für den größten Teil der öffentlichen 
Investitionen in Deutschland zuständig. 
Deshalb wird der Bund diese Kommu-

nen mit insgesamt 50 Milliarden Euro 
deutlich stärken und damit die Länder 
bei ihren Aufgaben zu unterstützen. Mit 
einem kommunalen Solidarpakt 2020 
werden unter anderem die aktuellen 
krisenbedingten Ausfälle der Gewerbe-
steuereinnahmen kompensiert.
Nun muss es darum gehen, die von der 
Bundesregierung beschlossenen Hil-
fen - wo immer nötig - durch eine Co-
Finanzierung des Landes zu ergänzen. 
Denn diese Krise können wir nur ge-
meinsam finanziell bewältigen – Bund, 
Land und Kommunen. Zum anderen 
muss das Land selbst im Rahmen seiner 
Möglichkeiten Zukunftsinvestitionen 
fördern, die Wirtschaft stärken und 
Arbeitsplätze sichern. Angesichts der 
Begrenztheit unserer Mittel muss dabei 
eine möglichst große Hebelwirkung das 
Ziel sein. Bei der Städtebauförderung 
des Landes zum Beispiel löst jeder Euro 
des Landes vor Ort insgesamt acht Euro 
an Investitionen aus. 
Außerdem müssen wir clever helfen. 
Dazu zählt auch ein Abbau von Vor-
schriften und Regeln, die Bürger, Vereine 
und die Wirtschaft hemmen. Ein solcher 

Abbau kostet nichts, bringt aber viel. 
Der Normenkontrollrat Baden-Würt-
temberg, ein beim Staatsministerium 
angesiedeltes, hochkarätig besetztes 
Expertengremium, hat dazu speziell für 
die Corona-Krise konkrete Vorschläge 
gemacht – von der Beschleunigung 
der Förderung über die Vereinfachung 
von Genehmigungsverfahren bis hin zu 
steuerlichen Entlastungen. 
Klar ist: Wir wollen die Wirtschaft 
stärken, Arbeitsplätze sichern, aber 
zukünftige Generationen nicht über-
fordern. Die Reihenfolge muss lauten: 
stabilisieren, investieren und simulieren 
- und danach auch wieder konsolidieren.

Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL,

post@cdu.landtag-bw.de,

www.cdufraktion-bw.de  

CDU-Landtagsfraktionschef Prof. Dr. Wolfgang 
Reinhart MdL
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Dr. Markus Pieper MdEP

Europäische Solidarität und deutsche 
Umsicht nach Corona

Die Corona-Krise offenbart gravierende Niveauunterschiede in 
Europa. „Es braucht Transparenz und ein vernünftiges Augen-
maß“, hält der CDU-Abgeordnete Markus Pieper zu den aktuel-
len Entwicklungen fest. Im Interview mit dem Wirtschaftsforum 
spricht Pieper über europäische Solidarität, Fallstricke des 
Wiederaufbaufonds und Perspektiven für kleine und mittlere 
Unternehmen.

Ein historisches Signal der europäischen Einheit sind die 
Vorschläge der EU-Kommission für einen europäischen 
Wiederaufbaufonds und ein ambitioniertes mehrjähriges 
EU-Budget nach Corona. Die Überwindung der enormen 
wirtschaftlichen Folgen soll solidarisch ablaufen und be-
inhaltet gleichzeitig Potenzial für innereuropäische Konflik-
te. Der Wiederaufbauplan ist eine Investition für die Zukunft, 
um die Wettbewerbsfähigkeit des Binnenmarkts zu stärken: 
nachhaltige Energiewende, der Infrastrukturausbau, Bench-
mark-Gesundheitssysteme sowie ein verbesserter Katastro-
phen- und Bevölkerungsschutz. Wie der Fonds zu bewerten 
ist und auch welche Chancen aus der Krise gezogen werden 
können, erklärt Markus Pieper, CDU-Europaabgeordneter 
und Sprecher des Parlamentskreises Mittelstand (PKM) der 
CDU/CSU-Gruppe im Europäischen Parlament.

Wie bewerten Sie den Wiederaufbaufonds, den die Europäi-
sche Kommission verabschiedet hat?
Insbesondere der Süden Europas wird durch die Mittel 
aus diesem Hilfsprogramm unterstützt. Wir müssen jetzt 
besonders aufmerksam sein: Auf keinen Fall dürfen die 
europäischen Gelder zukünftig in der südeuropäischen 
Sozialhilfe versinken. Wir benötigen eine verbindliche 
Zweckbindung. Also nur, wer nachweist, dass das Geld in 

wegweisende Zukunftsinvestitionen gesteckt wird, darf von 
der finanziellen Spritze profitieren. Es braucht Transparenz 
und ein vernünftiges Augenmaß – wie das beispielsweise 
bei den Strukturfonds, also den Förderprogrammen für be-
nachteiligte Regionen, bereits umgesetzt wird. Das gilt auch 
für eine frühzeitige Rückzahlung der Schulden: Es muss eine 
verbindliche Exitstrategie aus den Förderbillionen und auf-
geweichten Schuldenkriterien geben.

Dr. Markus Pieper MdEP im Sitzungssaal des Europäischen Parlaments

Europa
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Welche Fallstricke birgt die jetzige Situation?
Neben der jahrelangen Belastung des Haushalts durch den 
Wiederaufbau leidet die EU gerade an banalem Neid: Während 
der Corona-Krise sind massive Unterschiede zwischen einzel-
nen Mitgliedsstaaten zutage getreten. Wenn kaputt gesparte 
Gesundheitssysteme und zögerliches, politisches Handeln auf-
einandertreffen, dann wird es natürlich mehr als kritisch. Der 
Griff zur Kritik am gesamteuropäischen System und die Suche 

nach Schuldigen unter denjenigen Staaten, die besser durch die 
Krise gekommen sind als andere, belastet das innereuropäische 
Verhältnis selbstredend.

Der „Green Deal“ ist ein Kind aus der Zeit vor Corona. Wie 
kann Klimaschutz unter diesen neuen Voraussetzungen 
funktionieren?
Jetzt ist ein guter Moment, Investitionen in den Klimaschutz mit 
einer Entlastung des Mittelstands zu verbinden. Der Maßstab 
unseres klimapolitischen Handelns sind natürlich die Pariser 
Klimavorgaben, aber es ist doch so: Der „Green Deal“ wird als 
Konjunkturprogramm getarnt im Wesentlichen fortgeführt und 
dadurch neue Belastungen für unseren Mittelstand geschaffen. 
Einfaches Beispiel: Für die von der Corona-Krise gebeutelten 
mittelständischen Industriebetriebe sind die hohen Strom-
preise kaum noch bezahlbar. Wir müssen Arbeitsplätze er-
halten, zurück zum bisherigen Produktionsniveau und das ohne 
zusätzliches Gewicht auf den bereits überlasteten Schultern.

Welche Chancen liegen für Deutschland in der Zeit nach der 
Corona-Krise?
Wenn wir es in Deutschland schaffen, mit technischen Innova-
tionen beispielsweise im Energiesektor einen zukunftsfähigen 
Wirtschaftszweig der Klimafreundlichkeit zu etablieren, dann 
wird die Welt diesem deutschen Erfolgsmodell sicher nach-
eifern. Unsere Wirtschaft kann an dieser Herausforderung 
wachsen und sich durch gezielte Unterstützung sinnhaft weiter-
entwickeln. Aber auch in diesem Zusammenhang sei erneut ge-
sagt: Zertrampelt man das zarte Pflänzchen, das nach Corona 
aus dem Boden sprießt, dann muss man sich nicht wundern, 
wenn kleine und mittlere Unternehmen aufgeben. Das müssen 
wir verhindern.

Der Mittelstand in Deutschland geht deutlich geschwächt 
aus den vergangenen 
Monaten. Was ist jetzt zu 
tun, damit kleinere und 
mittlere Unternehmen 
(KMU) in Zukunft wett-
bewerbsfähig zu bleiben?
Der Wahnsinn der Über-
regulierung muss aufhören. 
Gerade kleine und mittlere 
Unternehmen können gar 
nicht den überzogenen An-
forderungen gerecht wer-
den und gleichzeitig im har-
ten Wettbewerb bestehen. 
Diese Betriebe tragen er-
heblich zu einem starken 
Wirtschaftssystem bei – und 
ihr Erhalt ist mir eine echte 
Herzensangelegenheit.

Dr. Markus Pieper MdEP,

europabuero@markus-pieper.eu, 

www.markus-pieper.eu  
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Der Europa-Park: Wie das Familien- 
unternehmen auf die Krise reagiert hat

Als der Europa-Park im Juli 1975 in 
Rust gegründet wurde, zog es in der 
ersten Saison zunächst 250.000 Be-
sucher in die badische Gemeinde. Im 
vergangenen Jahr zählte Deutschlands 
größter Freizeitpark über 5,7 Mio. 
Gäste – so viele wie nie zuvor und ist 
damit eine der wichtigsten Tourismus-
destinationen des Landes. Inzwischen 
zählen sechs Erlebnishotels mit ins-
gesamt über 5.800 Betten zu dem 
einzigartigen Erlebnis-Resort, ebenso 
wie dutzende Gastronomiebetriebe, 
darunter auch das 2-Sterne-Restau-
rant „Ammolite“.  2019 wurde mit der 
Eröffnung der Wasserwelt Rulantica 
unweit des Europa-Parks außerdem 
die mit 180 Mio. Euro größte Einzel-
investition in der über 240-jährigen 
Geschichte der Unternehmerfamilie 
Mack getätigt. 
Aber auch das traditionsreiche Erfolgs-
unternehmen wurde von der Coro-
na-Krise getroffen und musste neue 
Wege finden, um die Herausforderung 
zu meistern. Europa-Park Gründer Ro-
land Mack musste Mitte März schnell 
und entschieden reagieren: „Die 
Schließung von Rulantica und der 
verschobene Saisonstart im Europa-
Park waren eine sehr harte Erfahrung. 
Wenn man von 100 auf Null zurück-
fahren muss, ist das brutal. Wir haben 
sofort einen Krisenstab gebildet, der 
die Kompetenzen und das Wissen 
unterschiedlicher Bereiche zusammen-
gebracht hat.“ Wie zahlreiche andere 
Unternehmen, sah sich aber auch der 
Europa-Park gezwungen, als Reaktion 
auf den Shutdown für einen Teil der 
Belegschaft Kurzarbeit anzumelden. 
„Wir sind froh, dass wir mittlerweile 
in einem rollierenden System fast alle 
Mitarbeiter aus der Kurzarbeit zurück-
holen konnten“, erklärt Roland Mack.
Am 29. Mai konnte Deutschlands größ-
ter Freizeitpark – zwei Monate nach 
dem geplanten Saisonstart – wieder 
Besucher empfangen. Voraussetzung 
dafür war jedoch ein umfangreiches 

Maßnahmenkonzept, das sorgfältig 
durchdacht und in enger Abstimmung 
mit den Behörden erarbeitet wurde. 
Dieses beinhaltet als wesentlichen Be-
standteil die deutliche Beschränkung 
der Besucherzahlen mithilfe von tages-
basiertem Online-Ticketing, Abstands-
regeln, das Tragen von Masken in 

Innenbereichen, Warteschlangen und 
in Attraktionen sowie zahlreiche Maß-
nahmen zur Umsetzung erweiterter 
Hygienestandards. Darüber hinaus ge-
währleistet der Europa-Park mit der 
Einführung neuer digitaler Techno-
logien im Bereich des Warteschlangen-
Management und des Wahrens von 

Europa-Park-Inhaber Roland Mack
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Artur Farr GmbH + Co. KG
75210 Keltern, Lindenstr. 9
Tel.: 07236 / 93 91 0
www.farr-feinmechanik.de

Präzisionsdrehteile von Ø 0,10 bis 12,00 mm
für die Bereiche Schließtechnik, Elektroindustrie, 
Schreibgeräte, Schmuck, Apparate- & 
Fahrzeugbau, Medizintechnik u.a., Baugruppen
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Abständen (Social Distancing) den 
Besuchern einen sicheren und ent-
spannten Aufenthalt zugleich.
Europa-Park-Inhaber Roland Mack: 
„Die enge Zusammenarbeit und die 
konstruktiven Gespräche mit der lo-
kalen und überregionalen Politik 
waren uns von Beginn an sehr wichtig 
und haben dazu beigetragen, dass wir 
innerhalb kurzer Zeit ein umfängliches 
Konzept erarbeiten konnten. Der Er-
folg der ersten Wochen und auch die 
Disziplin und Vernunft unserer Gäste, 
die diese neuen Hygiene- und Ab-
standsregeln sofort angenommen 
haben, bestätigen uns nun in dieser 
Entscheidung.“ 
Nur wenige Tage nach der Eröffnung 
des Europa-Parks konnte am 10. Juni 
auch Rulantica folgen – eine 32.600 m² 
große Indoor-Wasserwelt mit zahl-
reichen Rutschen und Attraktionen, 
die seit letztem November das An-
gebot des Familienunternehmens er-
gänzt. Ebenso wie im benachbarten 
Freizeitpark wird hier ein eigens ent-
wickeltes Hygienekonzept zum Schutz 
der Gesundheit von Gästen und Mit-
arbeitern umgesetzt.
Aber trotz der Einschränkungen und 
der wirtschaftlichen Folgen für das 
Familienunternehmen ist man in Rust 

für die Zukunft optimistisch. „Diese 
Krise hat uns gezeigt, dass wir in den 
vergangenen Jahren sehr gut gewirt-
schaftet haben. Trotz der massiven 
finanziellen Einbußen, die mit dem 
Lockdown einhergingen, scheuen wir 
uns daher in diesen schwierigen Zei-
ten nicht, Investitionen zu tätigen, 
die das Unternehmen auf lange Sicht 
weiterentwickeln.“ 

Dass dieser Weg konsequent verfolgt 
wird, zeigt sich mit Blick auf die Pläne 
des Europa-Parks, denn von Stillstand 
kann hier keine Rede sein. So wird nicht 
nur der Freizeitpark kontinuierlich er-
weitert, auch die neue Wasserwelt wird 
durch weitere Highlights ausgebaut 
und ergänzt. Bereits zum Ende dieses 
Jahres erwartet die Gäste ein großer 
Wellnessbereich im angrenzenden 
4-Sterne Superior Hotel „Krønasår“.
Für 2021 wird bereits jetzt im Außen-
bereich von Rulantica gebaut, denn
hier entsteht ein weiterer Bau mit einer 
spektakulären Rutschenlandschaft.
Europa-Park-Inhaber Roland Mack:
„Die Idee für eine große, thematisierte
Wasserwelt konnte 20 Jahre in unseren
Köpfen wachsen, bis sie im vergangenen 
Jahr endlich Realität wurde. Durch die
Erweiterung des Angebots ist es uns ge-
lungen, eine noch größere Attraktivität
als Kurzreise-Destination zu erlangen.
In Zeiten, in denen das Reisen erschwert 

ist, freuen wir uns, insbesondere für Fa-
milien eine großartige Alternative zu 
bieten. Es ist toll zu sehen, wie endlich 
wieder Leben nach Rulantica und in den 
Europa-Park kommt!“

Juliana Bachert, 

juliana.bachert@europapark.de, 

www.europapark.de  

 Die Wasserachterbahn „Atlantica SuperSplash“

 Die Inhaberfamilie Mack freut sich über den gelungenen Saisonstart

Wirtschaft
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Die Pandemie 
aus Sicht 
unseres 
Familien-
restaurants

Nach schier endlos erscheinenden Mona-
ten der Krise rollt das Geschäft allmählich 
wieder an. Grund dafür sind neben dem 
guten Wetter auch der Drang der Leute, 
endlich wieder auszugehen und ihre Lieb-
lingsgaststätte zu besuchen. In diesem 
Artikel möchte ich offen darstellen, wie 
der Alltag in der Gastronomie während 
der Krisenzeit aussah und weiterhin aus-
sieht. Wir als familiengeführtes Restau-
rant sind, wie zahlreiche andere Kollegen 
aus der Branche, so wie fast jedes Unter-
nehmen, in einem Maß von der Krise be-
troffen, das man heute noch nicht wirk-
lich einzuschätzen vermag, sodass wir 
neben wirtschaftlichen Problemen auch 
mit menschlichen Herausforderungen 
konfrontiert wurden.

Wie wahrscheinlich viele, haben auch wir 
beim Ausbruch des Virus in China nicht 
ansatzweise erahnen können, dass wir 
dermaßen von einer weltweiten Pande-
mie betroffen sein werden. Ende März 
bekamen wir als Restaurant dann Ge-
wissheit, dass wir das klassische Tages-
geschäft quasi auf Eis legen müssen. Dies 
führte unweigerlich dazu, dass wir für alle 

Mitarbeiter Kurzarbeit beantragen muss-
ten. Für eine damals ungewisse Zeit hieß 
das, durch Maßnahmen wie Straßenver-
kauf und improvisierten Lieferdienst den 
neuen Alltag zu meistern. Auch wenn 
wir unsere neuen Vertriebswege inten-
siv beworben haben, besuchten uns in 
der Anfangszeit der Krise beinahe keine 
Gäste. Nach der ersten sehr schweren 
Woche des Shutdown haben unsere 
treuen Kunden dann immer zahlreicher 
den Weg zu unserem Straßenverkauf 
gefunden, nicht zuletzt auch begünstigt 

durch das konstant schöne Wetter bei 
uns in Südbaden. Ein Lichtblick in dieser 
dunklen Zeit kam mit der angekündigten 
Corona-Soforthilfe der Bundesregierung. 
Zwar ist der gezahlte Betrag wie für die 
meisten anderen Unternehmen nicht an-
nähernd genug, um die Einbußen durch 
die Krise zu begleichen, doch muss man 
anmerken, dass den Unternehmen im 
Vergleich zu anderen betroffenen Län-
dern eine schnelle und vergleichsweise 
große Hilfe geboten wurde. Hierbei ist 
es auch wichtig zu betonen, dass es nicht 

Kevin Aubert mit Mund-Nasen-Schutz im Biergarten des Grünen Baums.

Wirtschaft
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selbstverständlich ist, dass der Straßen-
verkauf überhaupt durchgängig erlaubt 
geblieben ist, wie man in Ländern wie 
Italien und Frankreich beobachten kann.

Im Laufe der Zeit hat sich bei unseren 
Gästen der Straßenverkauf etabliert und 
uns damit nicht nur gezeigt, dass auf 
unsere Kunden auch in solch schweren 
Zeiten Verlass ist, sondern auch, wieso 
dieser Beruf und speziell unser Familien-
restaurant unsere Leidenschaft ist.

Die Nachricht, dass Restaurants unter 
strengen Hygienevorschriften wieder 
öffnen dürfen, war für uns im ersten 
Augenblick eine große Erleichterung, 
doch nach tagelangen Umbauarbeiten, 
Vorbereitungen und Anstrengungen, alle 
Vorgaben einhalten zu können, war die 
Euphorie über die Wiedereröffnung bei-
nahe verflogen. Die begründete Vorsicht 
der Menschen war vor allem an Tagen zu 
spüren, an welchen das Wetter nicht in den 
Biergarten lockte. Somit blieb der erhoffte 
Ansturm aus und uns nur die Erkenntnis, 
dass es einige Zeit brauchen wird, um in 
einen neuen Alltag zurückzukehren, so-
wohl aus menschlicher und sozialer Sicht 
als auch aus geschäftlicher Perspektive.

Zusammenfassend bleibt zu sagen, dass 
durch die Maßnahmen der Bundes-
regierung ein guter Grundstein gelegt 
wurde, um gebeutelten Unternehmen zu 
helfen. Trotzdem ist vor allem die zeitlich 

begrenzte Senkung der Mehrwertsteuer 
ein aus meiner Sicht kritischer Punkt, da 
ich mich gemeinsam mit großen Teilen 
der Gastronomie bereits seit Jahren für 
einen ermäßigten Steuersatz für Spei-
sen einsetze. Dabei wäre eine zeitlich 
begrenzte Senkung der Steuer auf Ge-
tränke und gleichzeitig eine permanente 
Versteuerung der Speisen mit dem er-
mäßigten Satz längst überfällig. Gesamt-
wirtschaftlich gesehen, empfände ich 
eine länger anhaltende Senkung auf 16 % 
bzw. 5 % von mehreren Jahren als weit-
aus schlüssiger, da der gewünschte Effekt 
aus meiner Sicht bei einem derart kurzen 
Zeitraum nicht spürbar einsetzen wird.

Kevin Aubert,

info@gruenerbaumfreiburg.de,

www.gruenerbaumfreiburg.de  

Über das Unternehmen:
Der Grüne Baum ist ein traditions-
reiches Gasthaus im Herzen der 
Unterwiehre in Freiburg. Gastgeber 
ist seit 30 Jahren Familie Aubert, 
die mit ihren italienischen Ge-
richten und einem stimmungsvollen 
Ambiente auf eine kulinarische Reise 
in den Süden entführt. Nach seiner 
Ausbildung im Freiburger Gasthaus 
Hirschen ist auch Kevin Aubert in 
das Unternehmen eingestiegen und 
betreibt den Grünen Baum seit 2018 
mit seinen Eltern.  

Wirtschaft

MIT-Mitglied Kevin Aubert in seinem Familienbe-
trieb, dem Restaurant Grünen Baum.

Der Biergarten des Grünen Baums vor der Corona-Krise.
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Advertorial

Wenn das Rechnungswesen 
die Finanzierung hemmt

Die weltweite Wirtschaftskrise stellt Unternehmen derzeit vor 
ungeahnte Herausforderungen, organisatorisch, menschlich 
und finanziell. Auch Unternehmen, die vor der Krise finanziell 
solide aufgestellt waren, benötigen nun zusätzliche Mittel, um 
ihren Geschäftsbetrieb aufrecht zu erhalten.

Corona-Hilfen in der Krise
Mit den „Corona-Hilfen“, die Bund und Länder auf den Weg 
gebracht haben, sollen die Auswirkungen der Krise gemildert 
werden. Die Auswirkungen der ersten Corona-Wochen waren 
in Teilen jedoch so drastisch, dass die Hilfen oft nur als ein „Trop-
fen auf den heißen Stein“ wahrgenommen wurden.
Viele Unternehmen standen daher vor der Herausforderung, 
dass zusätzliches Fremdkapital beschafft werden musste.

Kredite der KfW
Häufig stehen Unternehmer deshalb vor der Wahl, entweder 
den KfW-Schnellkredit mit 100 % Haftungsfreistellung und 
einem Maximalbetrag von 800.000 Euro oder den KfW-Unter-
nehmerkredit mit geringerer Haftungsfreistellung, aber hö-
herem Kredit betrag, zu beantragen. Da ein Wech sel zwischen 
den Programmen der KfW ausgeschlossen ist, muss die Ent-
scheidung sorgfältig aus der eigenen Liquiditätsplanung ab-
geleitet werden.

Kreditwürdigkeitsprüfung
Besonders die durch die KfW verpflichtende Prüfung, ob es 
sich zum 31.12.2019 um ein „Unternehmen in Schwierigkeiten“ 

gehandelt hat, ist problematisch. Zudem müssen größere 
Unternehmen Kennzahlen zur Verschuldung und zum Zins-
deckungsverhältnis einhalten. Bei einem wenig erfolgreichen 
Geschäftsjahr 2019 können hier erhebliche Probleme ent-
stehen. Um die Kapitaldienstfähigkeit nachzuweisen, müssen 
wiederum aussagekräftige Planungen erstellt werden. 

Professionelle und digitalisierte Finanzbuchführung
Leistungsfähige Buchhaltungsprozesse sind daher zwingend 
erforderlich, um der Geschäftsführung die notwendigen Ent-
scheidungsgrundlagen zu liefern und um mit Finanzierungs-
partnern erfolgreich zusammenzuarbeiten. 
Mit unseren Spezialisten unterstützt Sie dhmp gerne bei der 
Professionalisierung und Digitalisierung Ihrer Finanzbuch-
führung oder auch bei der Erstellung einer professionellen 
Unternehmensplanung. 

Sprechen Sie uns an, wir beraten Sie gerne.

Tobias Nellinger,  

tobias.nellinger@dhmp.de

Oliver Schnepple,

oliver.schnepple@dhmp.de

dhmp GmbH & Co. KG, Wirtschaftsprüfungs- & Steuerberatungsgesellschaft | 

Bauschlotter Straße 64, 75177 Pforzheim | Tel.: 07231 9241-0 | www.dhmp.de  

Advertorial

Tobias Nellinger, Partner, Wirtschaftsprüfer und Steuerberater Oliver Schnepple, Wirtschaftsprüfer und Steuerberater
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Wann ist die Nennung als 
Referenz zulässig?

Für die Kundenneugewinnung ist es 
für viele Unternehmen entscheidend, 
nicht nur die Vorzüge der eigenen Pro-
dukte und Dienstleistungen zu prä-
sentieren, sondern auch Referenzen 
zu veröffentlichen. Schließlich signa-
lisieren Referenzen Erfolg. Sie stehen 
bei der Akquisition von Neukunden für 
Erfahrung und Vertrauenswürdigkeit. 
Aber wann ist eine Referenzbenennung 
zulässig?

1. Regeln Sie die Referenznennung
direkt im Vertrag!
Zu empfehlen ist, schon im Vertrag
die Benennung als Referenz in Art und
Umfang eindeutig zu regeln. Wurde
zu diesem Zeitpunkt daran nicht ge-
dacht, ist ein sicherer Weg, sich die
vorherige ausdrückliche Zustimmung
des Vertragspartners – idealerweise in
Textform - zur konkreten Nutzung ein-
zuholen. Dies ist aber natürlich immer
mit etwas Aufwand und im Zweifel
(Warte-)Zeit verbunden. Und was,
wenn der Kunde ablehnt?

2. Was, wenn es keine vertragliche
Regelung gibt?
Wurde die Referenzbenennung nicht
vertraglich geregelt, und möchte man
die vorherige Abfrage der Zustimmung
vermeiden, stellt sich die Frage, ob
und unter welchen Umständen der
Werbende seine Kunden nennen darf.
Hier ist zu prüfen, ob einer derartigen

Nutzung im konkreten Fall Rechte des 
Kunden entgegenstehen, die eine Un-
zulässigkeit begründen. An Folgendes 
ist zu denken:
a) Beachten Sie Vertraulichkeit und
Geheimhaltungsinteressen!
In vielen Fällen sehen Unternehmens-
verträge eine Vertraulichkeitsregelung
vor, die es zu beachten gilt. Wurde
einvernehmlich zu Beginn der Zu-
sammenarbeit eine Pressemitteilung
über die Kooperation veröffentlicht,
so ist dies ein Indiz, dass die Vertrau-
lichkeitsregelung der reinen Referenz-
benennung (ohne Angaben zum Inhalt
der Kooperation) nicht entgegensteht.
Wenn eine Vertraulichkeit nicht be-
sonders vereinbart ist oder der Beauf-
tragte keiner Schweigepflicht unter-
liegt, muss kein Stillschweigen über
die Beauftragung gewahrt werden. So-
lange an der Vertragsbeziehung nichts
Vertrauliches oder Anstößiges fest-
zustellen ist, unterliegt die Kunden-
beziehung grundsätzlich keinem
Vertraulichkeitsgebot.

b) Wie steht es um den Datenschutz?
Die Angabe, wer Vertragspartner ist,
stellt „personenbezogene“ Daten dar,
das bei juristischen Personen nicht
dem Schutz der DSGVO unterfällt. Bei
einer natürlichen Person kommt es da-
rauf an, ob einer Verwendung schutz-
würdige Interessen entgegenstehen.
Hier gilt es, die Vorgaben der DSGVO
zu beachten.

c) Sollen Leistungsergebnisse prä-
sentiert werden?
Urheberrechtliche Nutzungsrechte
werden bei der Präsentation von
Leistungsergebnissen relevant. Hier
ist zu prüfen, welche Nutzungsrechte
bei dem Urheber verblieben sind und
ob diese ihm die Befugnis einräumen,
seine Leistungsergebnisse zur Eigen-
werbung z. B. auf der Webseite oder
anderweitig zu präsentieren.

d) Denken Sie an die wettbewerbs-
rechtlichen Grenzen!
Eine wettbewerbsrechtliche Un-
zulässigkeit der Referenzbenennung
kommt dann in Betracht, wenn mit die-
ser in sinnentstellter Weise geworben
wird und das zugrundeliegende Auf-
tragsverhältnis unrealistisch wieder-
gegeben wird. Eine Irreführung kann
dann vorliegen, wenn aufgrund der
Veröffentlichung dem Publikum ein fal-
scher Eindruck vom Umfang der Tätig-
keit des Werbenden vermittelt wird.

e) Verhalten Sie sich „redlich“, um
keine Marken-, Namens- oder Kenn-
zeichenrechte zu verletzen!
Im Regelfall unterfällt die Nutzung
fremder Marken, Namen und Unter-
nehmenszeichen in Referenzen dem
markenrechtlichen Schrankenschutz,
sofern der Vorbehalt des redlichen
Geschäftsverkehrs beachtet wird. Der
Name einer Person wird über § 12
BGB in seiner Funktion als Identitäts-
bezeichnung geschützt und soll eine
Verwechslungsgefahr verhindern. Es
ist bei einer Referenzbenennung somit
zu beachten, dass für die Besucher der
Webseite erkennbar ist, dass es sich
bei der Referenz nicht um den Namen
des Werbenden, sondern eines Dritten, 
nämlich seines Kunden, handelt.

Dr. Jens Eckhardt, Jehona Krasniqui,

dmp@derra-ul.de,

www.derra.eu

Dr. Jens Eckhardt, Fachanwalt für Informations-
technologierecht

Gesetzesnews
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Inserentenverzeichnis / Marktplatz

Inserentenverzeichnis
Unternehmen in alphabetischer Reihenfolge

1A Autenrieth GmbH&Co. KG 

 www.autenrieth-kunststofftechnik.de

Lothar Bix GmbH 

 www.bix-lackierungen.de

Breinlinger Ingenieure Hochbau GmbH 

 www.breinlinger.de

Brobeil Maschinenbau GmbH & Co. KG 

 www.brobeil-maschinenbau.de

Holz-Brüner GmbH 

 www.holz-bruener.de

Burger Karl Maschinenbau GmbH + Co. 

Dold Holzwerke GmbH 

 www.dold-holzwerke.com

Spedition Marcus Eitel GmbH 

 www.spedition-eitel.de

ETAPART AG 

 www.etapart.de

Artur Farr GmbH + Co. KG Feinmechanik 

 www.farr-feinmechanik.de

GMT Gummi-Metall-Technik GmbH 

 www.gmt-gmbh.de

Grünemay & Abt KG  

 www.gruenemay-abt.de

Hermann Hauff GmbH & Co. KG 

 www.hauff.de

Stefan Hertweck GmbH & Co. KG 

 www.hertweck-praezisionswerkzeuge.de

Kärcher-Center Milkau GmbH 

 www.kaerchercenter-milkau.de

Kurfess Gebäudetechnik GmbH 

 www.kurfess.de

Golfclub Marhördt Betriebsgesellschaft 

mbH & Co. KG 

 www.golfclub-marhoerdt.de

Rathberger GmbH 

 www.rathberger-blech.de

SBS-Feintechnik GmbH und Co. KG  

 www.burger-gruppe.com/de

Schwarzwälder Edelputzwerk GmbH 

 www.schwepa.com

SchwörerHaus KG 

 www.schwoererhaus.de

Semmler GmbH TachoControl 

 www.tachocontrol.de

Shag End Ltd. 

 www.shagend.ca

STAR Deutschland GmbH 

 www.star-deutschland.net

Artur Uhl Kies- und Schotterwerk  

GmbH & Co. KG 

 www.artur-uhl.de

Karl Uhl GmbH & Co. KG 

 www.uhl-beton.de

Völkle Bürostühle GmbH 

 www.rovo.de

Wiesbauer GmbH & Co. KG  

 www.wiesbauer.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de

Wolfgang Habisreutinger
www.shagend.de

Jetzt Prospekt für Entdeckungsreise anfordern!

Idyllische Grundstücke in Kanada 
direkt am Atlantik zu verkaufen
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www.mit-esslingen.de

MIT Freiburg 

www.mit-freiburg.de
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MIT Pforzheim  

www.mit-pforzheim.de
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www.mit-ravensburg.de

MIT Rems-Murr  

www.mit-remsmurr.de

MIT Reutlingen 

www.cdu-kreis-reutlingen.de/vereinigungen

MIT Rhein-Neckar  

www.mit-rhein-neckar.de

MIT Rottweil

MIT Schwäbisch Hall 

www.mit-sha-kv.de

MIT Schwarzwald-Baar 

MIT Sigmaringen 

MIT Stuttgart  

www.mit-stuttgart.de

MIT Tübingen

MIT Tuttlingen

MIT Waldshut

MIT Zollernalb  

www.mit-zollernalb.de

MIT Nordbaden  

www.mit-nordbaden.de

MIT Nordwürttemberg  

www.mit-nordwuerttemberg.de 

MIT Südbaden  

www.mit-suedbaden.de

MIT Württemberg-Hohenzollern  

www.mit-wueho.de

MIT Deutschland www.mit-deutschland.de 

MIT Baden-Württemberg www.mit-bw.de
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BIC IBAN

Einzugsermächtigung
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Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim
Telefon: 07154 8025-140, Telefax: 07154 8025-145
info@mit-bw.de
www.mit-bw.de

Um unsere Beziehung zu Ihnen auf Sicherheit, Vertrauen und Nachhaltigkeit aufzubauen, bitten wir Sie,
uns nachfolgendes Einverständnis zu geben:  
Ich bin mit der Erhebung, Speicherung und Nutzung der vorstehenden personenbezogenen Daten sowie der 
besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9 BDSG, z.B. politische Meinungen) einverstanden. Die 
Daten werden von der Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg, ihren Gliederungen für die 

Übersendung von Einladungen, Newsletter, Informationsmaterial und des Mitgliedermagazins – auch per E-Mail – genutzt. Eine sonstige 
Weitergabe an Dritte findet nicht statt. Die E-Mail-Adresse kann auch für den Versand von Einladungen zu satzungsgemäßen Versammlun-
gen und Einladungen genutzt werden. Der Versand der Einladungen auf elektronischem Wege steht in diesem Fall dem Postweg gleich. 
Ihre persönlichen Daten werden nach Beendigung Ihrer Mitgliedschaft gemäß der gesetzlichen Bestimmungen gelöscht.

Selbstständig
Nicht selbstständig
CDU-Mitglied
Parteilos

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION
BADEN-WÜRTTEMBERG
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Aufnahmeantrag

Hiermit bitte ich um die Aufnahme in die Mittelstands- und Wirtschaftsunion.
Die grau hinterlegten Felder werden von der MIT ausgefüllt.

Mitgliedsnummer LV/KV Kriterium

Name, Vorname Geburtsdatum

Beruf

Telefon Telefax

Firma Branche

E-Mail-Adresse

Eintrittsdatum

PLZ, OrtStraße, Hausnummer

Unterschrift des Neumitglieds Unterschrift des MIT-Kreisvorsitzenden

Name, Vorname des Kontoinhabers Geldinstitut

BIC IBAN

Einzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich die MIT, bis auf Widerruf meinen Jahresbeitrag und die einmalige Aufnahmespende
von folgendem Konto abzubuchen:

Mein Mitgliedsbeitrag beträgt jährlich       € 
(Mindestbeitrag 90 €/Jahr. Der Mitgliedsbeitrag wird als Jahresbeitrag durch 
eine Sepa-Lastschrift eingezogen.)

  

Jetzt Mitglied werden!
Unterschrift Kontoinhaber

Ich bestätige, kein Mitglied einer anderen Partei als der CDU/CSU zu sein.

Geworben von

Gläubiger-ID

Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim
Telefon: 07154 8025-140, Telefax: 07154 8025-145
info@mit-bw.de 
www.mit-bw.de

Um unsere Beziehung zu Ihnen auf Sicherheit, Vertrauen und Nachhaltigkeit aufzubauen, bitten wir Sie, 
uns nachfolgendes Einverständnis zu geben:  
Ich bin mit der Erhebung, Speicherung und Nutzung der vorstehenden personenbezogenen Daten sowie der 
besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9 BDSG, z.B. politische Meinungen) einverstanden. Die 
Daten werden von der Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg, ihren Gliederungen für die 

Übersendung von Einladungen, Newsletter, Informationsmaterial und des Mitgliedermagazins – auch per E-Mail – genutzt. Eine sonstige 
Weitergabe an Dritte findet nicht statt. Die E-Mail-Adresse kann auch für den Versand von Einladungen zu satzungsgemäßen Versammlun-
gen und Einladungen genutzt werden. Der Versand der Einladungen auf elektronischem Wege steht in diesem Fall dem Postweg gleich.  
Ihre persönlichen Daten werden nach Beendigung Ihrer Mitgliedschaft gemäß der gesetzlichen Bestimmungen gelöscht.

Selbstständig
Nicht selbstständig
CDU-Mitglied
Parteilos

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION
BADEN-WÜRTTEMBERG



MIT im Dialog.

Schreiben Sie uns
Ihre Meinung!
z. B. zu unseren Forderungen an die
Landesregierung, zur uns belastenden
Bürokratie und zu unseren Erwartungen
an die Wirtschaftspolitik!

wifo@mit-lvbw.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION 
BADEN-WÜRTTEMBERG


